* 


Deutſche Steuer- Zeitung 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


herausgeber Fritz Reinhardt 


Jahrgang XXIX 


27. Januar 1940 


Nummer 4 


Induftrieveriag SpaethR% Linde, 


Berlin bb 35 


fi auptſchriftleiter i. U. Dt. jur. Fritz foppe, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht, Berlin 


Erſcheint wöchentlich. Ferncuf: 222086, 
222087 u. 222097. Poſtſcheckkonto: Berlin 
Nummer 18541. Bezugspceis: Diecteljährlich 
5,80RM (ausfchliefil. Zuftellungsgebühr). Einzel⸗ 


heft Preis 1,— RM duch jede Buchhandlung, 
direkt vom Verlag unter Areuzband oder durch 
die Poſt. Anzeigenpreis nach Tarif. Juſcheiften 
an den Derlag, Berlin [W 35, Woyeſchſtraſle 5 


Die Einkommensteuer-Richtlinien und Körperschaftsteuer-Richtlinien 
tür 1939 von Ministerialrat Dr. Haußmaenn, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


Einführung. 

. Steuerpflicht, 

. Ermittlung der Einkünfte, 

. Steuerbefreinngen und Steuererleichterungen. 
Nichtabzugsfähige Ausgaben, 

„Einkünfte aus Lande und Forſtwirtſchaft. 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb, 

Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit, 


S eK 


1. Einführung 


Richtlinien für die Veranlagung zur Einkommenſteuer 
und Körperſchaftſteuer find zuletzt am 15. Februar 1938 her⸗ 
ausgegeben worden (VR für 1937). Sie ſollten die Durch⸗ 
E una der Veranlagungen für das Kalenderjahr 1937 er- 
Lichtern. 


Das Einkommenſteuerrecht hat ſich ſeit dem Erſcheinen 
der VR für 1987 erhbeblid geändert. Das Geſetz zur 
Anderung des Einkommenſteuergeſetzes vom 17. Februar 
1939 (RGBl I S. 283, RStöl 1939 S. 305) hat insbeſon⸗ 
dere die Vorſchriften über den Tarif neu geſtaltet. Die 
neuen Vorſchriften haben manche Zweifelsfragen 
Keranlaßt. Es haben ſich auch ſonſt durch die Entwick⸗ 
zung der Verhältniſſe Fragen ergeben, die bei der 

eranlagung Schwierigkeiten bereiten können. Der Reichs⸗ 
Einiſter der Finanzen hat deshalb am 15. Januar 1940 

Inkommenſteuer⸗ Richtlinien und Körper⸗ 
fibaf tſteuer⸗ Richtlinien 1939 (EStR 
ur 1939) erlaſſen. 
3 Die EStqg für 1939 ſind anders bezeichnet worden als 
* bisherigen Richtlinien. Sie heißen nicht mehr Richt⸗ 
Kiten für die Veranlagung zur Einkommenſteuer und 
de perſchaftſteuer, weil ſie nicht allein für die Durchführung 
Fre Veranlagung beſtimmt ſind, ſondern allgemein 
Fragen des Einkommenſteuerrechts behandeln. 


8 Die Reihenfolge der Darſtellung in den 
en für 1939 iſt gegenüber der Reihenfolge der Darſtel⸗ 
an in den VR für 1937 in einigen Punkten geändert wor⸗ 
en. Das iſt aus ſyſtematiſchen Gründen ge⸗ 
gehen. Die Darſtellung folgt jetzt im weſentlichen dem 


für 


[ide einer Veranlagung. 


9. Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit, 

10. Einkünfte aus Kapitalvermögen, 

11. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, 
12. Sonſtige Einkünfte, 

13. Haushaltsbeſteuerung, 

14. Tarif, 

15. Schluß. 


Die EStR für 1939 find in Hauptabſchnitte ein⸗ 
geteilt worden. Jeder Hauptabſchnitt behandelt ein zu⸗ 
ſammengehöriges Gebiet. Die Hauptabſchnitte 
zerfallen in einzelne Abſchnitte. Die einzelnen 
Abſchnitte ſind mit fortlaufenden Ziffern 
verſehen. Dadurch find die EStR für 1939 überſicht⸗ 
licher als die bisherigen Veranlagungsrichtlinien, und die 
Anführung der einzelnen Abſchnitte iſtleichter geworden. 


Die EStR für 1939 find kein vollſtändiges Er- 
läuterungsbuch. Sie behandeln Zweifelsfragen und 
Auslegungsfragen, die ſich bei der praktiſchen Anwendung 
des Einkommenſteuergeſetzes oder des Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetzes ergeben haben oder ergeben werden und von all⸗ 
gemeiner Bedeutung ſind. Manche Ausführung in 
den VR für 1937 iſt inzwiſchen bedeutungslos ge⸗ 
worden oder kann als bekannt vorausgeſetzt werden. 
Ausführungen dieſer Art ſindweggelaſſen worden. 


Einzelne Fragen ſind in beſonderen Erlaſſen 
behandelt worden, z. B. die Vorſchrift über den Verluſt⸗ 
abzug (8 10 Abſatz 1 Ziffer 4 EStG). Die Ausführungen 
in den Erlaſſen ſind in der Regel in den EStR für 1939 
nicht miederholt worden. Es iſt nur auf die einzelnen Er⸗ 
laſſe hingewieſen worden. 

Die folgenden Ausführungen beſchränken ſich auf 
die Einkommenſteuer. Sie heben kurz die einzelnen 
Abſchnitte hervor, die gegenüber den VR für 1937 inhalt⸗ 
lich etwas weſentlich Neues bringen. 


2. Steuerpflicht 


Der Führer hat in den Jahren 1938 und 1939 das 
Großdeutſche Reich geſchaffen. Er hat die Oſtmark, 


S. 38 Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 4 / 27. Januar 1940 
— —. a — Tr 


die ehemaligen ſudetendeutſchen Gebiete, das Protektorat 
Böhmen und Mähren, das Memelgebiet, das Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig und die Oſtgebiete wieder 
in das Deutſche Reich eingegliedert. Aus der Eingliederung 
dieſer Gebiete ergeben ſich auch hinſichtlich der Steuer- 
pflicht manche Zweifelsfragen. Es entſtand insbeſondere 
die Frage, inwieweit Einwohner der eingegliederten Ge⸗ 
biete für die Übergangszeit in dem anderen Reichsgebiet 
noch als beſchränktſteuerpflichtig behandelt wer⸗ 
den können. 

Abſchnitt 1 der EStR regelt die wichtig ſten Fragen, 
die bei der Eingliederung der Gebiete entſtanden ſind, die 
im Jahr 1939 dem Deutſchen Reich wiedergewonnen 
worden find. Er beſtimmt, daß bei der Einkommenſteuer— 
veranlagung für 1939 von Steuerpflichtigen im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig oder von Steuer⸗ 
pflichtigen aus dem anderen Reichsgebiet ſo zu verfahren iſt, 
als ob das Gebiet der bisherigen Freien Stadt Dan⸗ 
zig während des ganzen Kalenderjahrs 1939 zum 
Deutſchen Reich gehört hätte. 

Abſchnitt 1 klärt auch die Fragen, die ſich aus der Ein⸗ 
gliederung des Memelgebiets und der Oſtgebiete 
ergeben haben. Im Memelgebiet und in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten hat eine Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung für das Kalenderjahr 1939 nach dem Ein⸗ 
kommenſteuerrecht, das in dieſen Gebieten bisher galt, be- 
reits ſtattgefunden. Der Veranlagung hat das Einkommen 
des Kalenderjahrs 1938 zugrunde gelegen. Eine Einkom⸗ 
menſteuerveranlagung für das Kalenderjahr 1939 kann in 
dieſen Gebieten nach dem Einkommen des Kalenderjahrs 
1939 nicht durchgeführt werden, weil die Steuerpflichtigen 
für das Kalenderjahr 1939 ſonſt doppelt zur Einkom⸗ 
menſteuer herangezogen werden würden. Es können ſich 
Schwierigkeiten ergeben, wenn bei einem Steuer⸗ 
pflichtigen Einkünfte aus dem Memelgebiet oder aus den 
eingegliederten Oſtgebieten mit Einkünften aus dem ande⸗ 
ren Reichsgebiet zuſammentreffen. Im Abſchnitt 1 
iſt dazu beſtimmt worden, daß die Steuerpflichtigen im 
anderen Reichsgebiet für 1939 nicht mit ſolchen Einkünften 
zur Einkommenſteuer (beſchränkt oder unbeſchränkt) veran⸗ 
lagt werden ſollen, die im Memelgebiet oder in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten ſchon bei der Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung für 1939 zur Einkommenſteuer herangezogen 
worden ſind. 

Das Protektorat Böhmen und Mähren ge 
hört ſtaatsrechtlich zum Deutſchen Reich. Es führt aber 
finanzwirtſchaftlich im weſentlichen ein Eigenleben. 
Das Deutſche Einkommenſteuergeſetz gilt im Protektorat 
Böhmen und Mähren nicht. Die Einwohner des Protef- 
torats Böhmen und Mähren unterliegen auf dem Gebiet der 
Einkommenſteuer nicht der deutſchen Steuerhoheit. Im 
Abſchnitt 1 iſt deshalb beſtimmt worden, daß die Einwohner 
des Protektorats Böhmen und Mähren einkommenſteuer— 
rechtlich mit ihren Einkünften aus dem anderen Deutſchen 
Reichsgebiet als beſchränkt ſteuerpflichtig zu be- 
handeln find. Die Grundſätze, die in dem früheren Deutſch— 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Doppelbeſteuerungs⸗ 
abkommen zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung 
enthalten waren, ſind aber weiter anzuwenden. Dieſe 
Beſtimmung gilt jedoch nicht für Arbeitnehmer im 
Protektorat (Beamte, Angeſtellte, Wehrmachtangehörige), 
die ihre Dienſtbezüge von einer vom Deutſchen Reich im 
Protektorat Böhmen und Mähren eingerichteten Behörde 
oder Dienſtſtelle oder aus einer öffentlichen 
Kaſſe des anderen Reichsgebiets beziehen. 

Gewerbliche Lizenzgebühren, die in das 
Ausland fließen, unterliegen unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen der beſchränkten Einkommenſteuerpflicht (8 49 
Ziffer 6 EStG). Die Erhebung der Einkommenſteuer hat 
in dieſen Fällen zu Schwierigkeiten geführt. Die Beſteue⸗ 
rung der ausländiſchen Lizenzgeber hat außerdem wirt⸗ 
ſchaftliche Unzuträglichkeiten mit ſich gebracht. 
Zur Vereinfachung des Verfahrens und zur Vermeidung 
der bezeichneten Schwierigkeiten iſt im Abſchnitt 3 beſtimmt 
worden, daß die Einkommenſteuer in den bezeichneten 
Fällen in Zukunft durch Steuerabzug zu erheben iſt. 


3. Ermittlung der Einkünfte 


Hauptabſchnitt III behandelt die Ermittlung der Ein⸗ 
künfte. Die erſten Abſchnitte dieſes Hauptabſchnitts ſind 
gegenüber den BR für 1937 im weſentlichen nur ſprachlich 
anders gefaßt worden. 


Abſchnitt 9 der EStR für 1939 erörtert die Uber⸗ 
tragungſtiller Rücklagen auf Erſatzbeſchaf⸗ 
fungen. Im Abſchnitt B VII der VR für 1937 war nur 
der Fall der Brandentſchädigung behandelt wor⸗ 
den. Die ſich aus der bisherigen Rechtſprechung und Ver⸗ 
waltungsübung ergebenden Grundſätze über die übertrag⸗ 
barkeit ſtiller Rücklagen auf Erſatzbeſchaffungen find nun⸗ 
mehr zuſammengefaßt worden. 


Die Räumungsentſchädigungen, die für die 
vorzeitige Beendigung eines Miet- und Pachtver⸗ 
hältniſſes auf Grund des Städtebaugeſetzes gezahlt 
werden, ſind im Abſchnitt 10 behandelt worden. 


Abſchnitt 11 iſt aus den bisherigen Abſchnitten BVI 2 
und 4 der VR für 1937 hervorgegangen. Dieſe Abſchnitte 
behandelten die Darlehen aus Sperrmarkgut⸗ 
haben und die Bewertung von Währungſchul⸗ 
den und bon Abwertungsgewinnen. Die neue 
Faſſung will die Grundſätze über die Bewertung der 
Schulden zuſammenſtellen. Von beſonderer Bedeutung 
it, daß einheitliche Begriffe eingeführt werden, die 
ſchon jetzt zum großen Teil im Schrifttum und in der Ver⸗ 
waltung gebräuchlich waren. Als Verfügungsbetrag 
wird der dem Schuldner zugefloſſene Gegenwert bezeichnet, 
als Tilgungsbetrag der Betrag, den der Schuldner 
insgeſamt zu entrichten hat. Durch die amtliche Übernahme 
dieſer Begriffe iſt eine weſentliche Klärung der mit der Be⸗ 
wertung der Schulden zuſammenhängenden Fragen ge⸗ 
ſchaffen worden. 


Abſchnitt 12 iſt aus dem bisherigen Abſchnitt B VII der 
VR für 1937 hervorgegangen. Er iſt für die Verwaltung 
von beſonderer Bedeutung. In den VR für 1937 war 
die ſogenannte degreſſive Abſchreibung der Abſchrei⸗ 
bung in gleichgroßen Teilbeträgen gleichgeſtellt. 
Die EStR für 1939 betonen demgegenüber unter Beachtung 
der neueren Rechtſprechung des RF, daß eine ungleich⸗ 
mäßige Bemeſſung der Abſetzungen für Abnutzung, z. B. 
nach dem jeweiligen letzten Buchwert oder nach fallenden 
Staffelſätzen, nur unter beſonderen Verhältniſſen in Be⸗ 
tracht kommt. In der Regel iſt von der gleichmäßigen 
Abſetzung Gebrauch zu machen. 


Die Beſtimmungen, die heute noch für die Bewer 
tungsfreiheit für kurzlebige Wirtſchafts⸗ 
güter von Bedeutung find, find im Abſchnitt 13 enthalten. 
Die Darftellung iſt gegenüber der bisherigen Darſtellung 
(Abſchnitt B VIII der VR für 1937) weſentlich kürzer ge⸗ 
worden. Die bisherigen Beſtimmungen über die Buch⸗ 
führung und die Einrichtung eines Sonderkontos, über 
die Abgrenzung der Hauptbetriebe und Nebenbetriebe, über 
die Anſchaffung und Lieferung, über die Höhe der Ab⸗ 
ſetzungen und über die Liſte der kurzlebigen Wirtſchafts⸗ 
güter find in die EStR für 1939 nicht mehr übernom⸗ 
men worden. Sie ſind teilweiſe überholt. Soweit ſie das 
buchtechniſche Verfahren bei der Bewertungsfrei⸗ 
heit für kurzlebige Wirtſchaftsgüter betrafen, ſind ſie nicht 
mehr aufgenommen worden, weil ſie ſich in der Zwiſchen⸗ 
zeit bei den Steuerpflichtigen und bei den Finanz⸗ 
ämtern eingebürgert haben und die EStR für 1939 
Anweiſungen für die Buchführung grundſätzlich nicht mehr 
enthalten. Die Nichtaufnahme dieſer Beſtimmungen 
bedeutet aber nicht ihre Aufhebung. Die neuen Ausführun⸗ 
gen über die kurzlebigen Wirtſchaftsgüter ſind hervorgegan⸗ 
gen aus dem bisherigen Abſchnitt B VIII 6 der VR für 1937 
(Aufrechterhaltung der Bewertungsfreiheit in beſchränktem 
Umfang). Die in der Zwiſchenzeit ergangenen Erlaſſe ſind 
eingearbeitet worden, ſo z. B. die Erlaſſe über 
die Wirtſchaftsgüter, deren Anſchaffungs⸗ oder Her⸗ 
ſtellungskoſten 200 RM nicht überſchreiten, und über die 
erweiterte Bewertungsfreiheit in der Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft. 
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4. Steuerbefreiungen und Steuererleichterungen 

Der Abſchnitt „Steuererleichterungen“ der VR für 1937 
erſcheint jetzt als Hauptabſchnitt „Steuerbefreiun⸗ 
gen und Steuererleichterungen“. Der neue 
Hauptabſchnitt iſt weſentlich kürzer als der bisherige 
Abſchnitt. . 

Im Abſchnitt 14 über den zivilen Luftſchutz iſt 
jachlich neu die Beſtimmung, daß Aufwendungen für Maß⸗ 
nahmen oder Anlagen, die hauptſächlich den ungeſtörten 
Gang des Betriebs ſichern ſollen und nicht ausſchlie 5 ⸗ 
lich oder nur mittelbar durch Zwecke des Luft⸗ 
ſchutzes veranlaßt ſind, nicht abzugsfähig ſind. Dieſe 
Klarſtellung war erforderlich, weil in der letzten Zeit Be⸗ 
triebe dazu übergegangen ſind, Reſerveanlagen zu 
errichten, und glaubten, daß auch derartige Aufwendungen 
im Kalenderjahr der Ausgabe voll abgeſetzt werden können. 

Viele Steuerpflichtige find zum Wehrdienſt einge⸗ 
zogen worden. Ihre Angehörigen erhalten Familien- 
unterftüßungen, Beihilfen oder Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfen. Es iſt die Frage entſtanden, wie 
dieſe Leiſtungen ſteuerlich zu behandeln ſind. Die Rege⸗ 
lung iſt im Abſchnitt 16 enthalten. 

Unterhaltsleiſtungen und Beihilfen für 
JZ.wecke der privaten Lebensführung ſind 83 
Ziffer 12 EStG gemäß grundſätzlich einfommen- 
ſteuerfre i. Die Wirtſchaftsbeihilfen find dagegen als 
Betriebseinnahmen anzuſetzen. Die entſprechenden 
Aufwendungen ſind demgegenüber in vollem Umfang Be— 
triebs ausgaben. 

5. Nichtabzugsfähige Ausgaben 

Abſchnitt 17 Abſatz 5 (Abgrenzung der Betriebsaus⸗ 
gaben und der Werbungskoſten von den Koſten der Lebens 
führung) ſtellt klar, daß die Beſtimmungen der LSIDB 
über die Feſtſtellung der Haushaltserſparniſſe 
nicht nur (wie bisher) für Aufwendungen für eine Ge⸗ 
ſchäftsreiſe, ſondern auch für die Aufwendungen beim 
Beſuch von Gaſtwirtſchaften zur Erlangung 
von Beſtellungen in Betracht kommen. 

Die Ausführungen über die ſteuerliche Behandlung von 
Spenden (Abſchnitt 18) waren im Abſchnitt (1 10 und 
im Abſchnitt C15 der VR für 1937 enthalten. Die Aus- 
führungen find in den ES für 1939 kürzer als bisher. 
Die Entwicklung dieſes Abſchnitts iſt für den Fort- 
ſchritt im Rechtsdenken bezeichnend. In den früheren VR 
iſt allmählich herausgearbeitet worden, daß und aus welchen 
Gründen Spenden nicht abzugsfähig find. In den EStN 
für 1939 bedurfte es einer Begründung der Nichtabzugs⸗ 
fähigkeit nicht mehr. Es iſt nur noch klargeſtellt worden, 
daß Aufwendungen auch dann Spenden ſein können, 
wenn fie durch betriebliche Erwägungen mitvere 
anlaßt worden find, und wenn fie auf Grund einer tat⸗ 
ſächlichen oder vermeintlichen moraliſchen Verpflichtung oder 
aus ſonſtigen Gründen, denen ſich der Geber nicht entziehen 
zu können glaubt, gegeben werden. 

6. Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft 

Die EStg für 1939 bringen in zwei neuen Abſchnitten 
bie ſteuerlichen Vergünſtigungen beim Bau von Land 
0 beiterwohnungen. Abſchnitt 20 behandelt die 
Abſchreibungsfreiheit für Landarbeiterwohnun⸗ 
gen, Abſchnitt 21 die Steuerermäßigung beim Bau 
von Heuerlings⸗ und Werkwohnungen. 

Die Abſchnitte geben in der Hauptſache den beſtehenden 
Rechtszuſtand wieder. Ergänzend wird beſtimmt, daß der 
Lerpächter eines land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebs von 
der Abſchreibungsfreiheit in der Regel keinen Gebrauch 
machen kann. Beim Erwerb von Landarbeiterwohnungen 
it die Abſchreibungsfreiheit nur unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen gegeben. 

Die verſchiedenen Arten der A u fwendungen auf 
den Grund und Boden ſind im Abſchnitt 23 überſicht⸗ 
lach zuſammengeſtellt worden. Wir unterſcheiden nach der 
Rechtsprechung des Rich Aufwendungen zur Urbarmachung, 
„ufvendungen für die reinen Bodenverbeſſerungen und 
Aufwendungen für beſondere Anlagen, die im Grund und 
Boden errichtet werden. 
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Die Richtlinien für die Viehbewertung 
(Abſchnitt 24) bringen als wichtige Neuerung den über⸗ 
gang zu den ungekürzten Durchſchnittswerten. 

Die Abſchnitte 28 und 29 erleichtern durch viele Hin⸗ 
weiſe auf andere Abſchnitte der EStg und auf Runderlaſſe 
die Behandlung der Einkommenſteuerfragen, die ſich beim 
Wechſel im Beſitz von land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben und Betriebsteilen 
ergeben. Abſchnitt 29 bringt Hinweiſe auf die ſteuerlichen 
Vergünſtigungen, die bei Veräußerungen beſtehen, die durch 
behördlichen Zwang veranlaßt ſind. 


7. Einkünfte aus Gewerbebetrieb 

Der Begriff der Fertigungsgemeinkoſten 
und ihre grundſätzliche ſteuerliche Behandlung iſt ent⸗ 
ſprechend der neueren Rechtſprechung des Ric im Ab⸗ 
ſchnitt 32 der EStR für 1939 dargeſtellt worden. Von be⸗ 
ſonderer Bedeutung iſt der Abſatz 3 dieſes Abſchnitts, in dem 
klargeſtellt wird, daß die Berichtigung für die rück⸗ 
liegende Zeit nicht bis zur Endvermögensüberſicht 
für 1934 durchgeführt zu werden braucht. Außerdem wird 
beſtimmt, daß bei den Berichtigungen nicht kleinlich ver⸗ 
fahren werden ſoll. 

Auf die geänderte Rechtſprechung des Rc über die 
Abzugsfähigkeit der Gewerbeſteuer iſt im Abſchnitt 34 
hingewieſen worden. 

Abſchnitt 35 behandelt die Forderungen und 
Vorſchußzahlungen bei Handlungsagenten. 
Dieſe Ausführungen waren erforderlich, weil durch ein 
neueres RF ⸗Urteil die bisher wenig beachtete Frage der 
ſteuerlichen Behandlung der Handlungsagenten in der Fach⸗ 
preſſe viel beſprochen worden iſt und ſich viele Zweifel er⸗ 
geben haben. Die Ausführungen in den ESIR ſtellen zu⸗ 
nächſt klar, daß die vom Rc aufgeſtellten Grundſätze über 
die Behandlung der Forderungen nur für Handlungs⸗ 
agenten gelten, die im Handelsregiſter einge- 
tragen ſind. Weiter wird nachgelaſſen, von Berichtigungs⸗ 
teranlagungen abzuſehen, wenn für die zurückliegende Zeit 
die Handlungsagenten ihre Forderungen und Vorſchuß⸗ 
zahlungen anders behandelt haben, als das nach den Aus⸗ 
führungen in den EStR erforderlich geweſen wäre. Schließ⸗ 
lich wird beſtimmt, daß für die Kriegsdauer bei der Be⸗ 
wertung von bedingten oder noch nicht fälligen Forderungen 
Rt UL NE großzügig verfahren wer⸗ 
den ſoll. 


8. Einkünfte aus felbjtandiger Arbeit 

Abſchnitt 38 über die Abgabe der Aufſichts⸗ 
ratls mitglieder iſt den Anderungen, die durch das 
Einkommenſteuer⸗Anderungsgeſetz 1939 eingetreten find, an- 
gepaßt worden. 

Im Abſchnitt 39 ſind die Vorſchriften, nach denen ſich 
eine Buchführungsverpflichtung für die Angehörigen der 
freien Berufe ergeben hat, nunmehr aufgezählt. Die 
vorläufigen Richtlinien für die Buchführungspflicht der 
freien Berufe und ähnlicher Erwerbszweige vom 22. Juni 
1932 find ab 1. Januar 1940 aufgehoben. 

Die Ausführungen über Vertragsärzte und Ver⸗ 
tragstierärzte bei der Wehrmacht, Vertragsärzte bei der 
NSDAP und beim Reichsarbeitsdienſt, Hilfsärzte bei den 
Geſundheitsämtern und Reichsbahnvertrauensärzte (Ab⸗ 
ſchnitt 41) ſind aus ſyſtematiſchen Gründen aus dem Haupt⸗ 
abſchnitt über die Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit in 
den Hauptabſchnitt über die Einkünfte aus ſelbſtändiger 
Arbeit genommen worden. 


9. Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit 

Der Hauptabſchnitt über die Einkünfte aus nicht⸗ 
ſelbſtändiger Arbeit iſt weſentlich kürzer als der ent⸗ 
ſprechende Teil in den Vn für 1937. Es find viele Abſchnitte, 
die in den Va für 1937 enthalten waren, jetzt weggelaſſen 
worden. Das hat nicht zu bedeuten, daß die Ausführungen 
in dieſen Abſchnitten gegenſtands lo 3 geworden find 
oder wenigſtens für den Veranlagungsbeamten ohne 
Intereſſe ſind. Die Ausführungen in den Abſchnitten 
ſind für den Veranlagungsbeamten auch weiter wichtig. 
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Die Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit werden 
aber ſchon in den Lohnſteuer⸗Richtlinien ausführlich be⸗ 


handelt. Die Ausführungen darüber ſollten nicht noch ein⸗ 


mal in den EStR für 1939 in vollem Umfang gebracht 
werden. Die EStR für 1939 enthalten deshalb nur die 
wichtigſten Ausführungen zu den Einkünften aus nicht⸗ 
ſelbſtändiger Arbeit. Der Veranlagungsbeamte wird bei der 
Veranlagung von Arbeitnehmern zu den Fragen, die in den 
EStR für 1939 nicht mehr behandelt find, die Lohnſteuer⸗ 
Richtlinien heranziehen müſſen. 


10. Einkünfte aus Kapitalvermögen 


Die Ausführungen zu den Einkünften aus Kapitalver⸗ 
mögen ſtimmen inhaltlich in der Hauptſache mit den VR für 
1937 überein. Neu iſt der Abſchnitt 58. Er behandelt das 
Aufgeld der Steuergeutſcheine II, die Beſtand⸗ 
teil eines Privatvermögens ſind. 


11. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 


Dieſer Hauptabſchnitt bringt in den erſten vier Ab⸗ 
ſchnitten inhaltlich nichts Neues. Bei der Ermittlung 
des Nutzungswerts dereigenen Wohnung iſt 
hervorgehoben. daß Aufwendungen für Luftſchutzanlagen 
neben den Schuldzinſen abgezogen werden können. Sie ſind 
ſogar in voller Höhe abzugsfähig. h 

Der Nutzungswert einer unentgeltlich überlaſſenen 
Wohnung ſtellt in der Regel Einkünfte derjenigen Perſon 
dar, die die Wohnung benutzt. Es gehen jedoch die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen des Einkommenſteuerrechts über 
Unterhaltsleiſtungen den Beſtimmungen des $ 21 Abſatz 2 
EStG vor (Abſchnitt 64). 

Die Steuerbefreiung für neu errichtete Wohngebäude 
gilt ſeit dem Kalenderjahr 1939 nur noch für die Eigen⸗ 
heime des neueſten Neuhausbeſitzes. Die Ein⸗ 
künfte aus den Eigenheimen gehören in der Regel zu den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. Die Aus⸗ 
führungen über die Steuerbefreiung für neu errichtete 
Wohngebäude, die in den VR für 1937 in einem beſonderen 
Abſchnitt im Anſchluß an den Tarif gebracht waren, ſind 
deshalb in den EStR für 1939 als letzter Abſchnitt (65) der 
On sure aus Vermietung und Verpachtung übernommen 
worden. 


12. Sonſtige Einkünfte 


Abſchnitt 68 weiſt darauf hin, daß Einkünfte aus der 
Veräußerung von Wertpapieren bei der Ermittlung des 
Einkommens für die Kalenderjahre 1939 und 1940 außer 
Anſatz bleiben. 


13. Haushaltsbeſteuerung 


Die Zuſammenveranlagung des Haushaltsvorſtands 
mit ſeinen Kindern und mit anderen Angehörigen weicht 
von dem bisherigen Recht weſentlich ab. Der Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen Zuſammenveranlagung und Kinderermäßi⸗ 
gung iſt zum Teil gelöſt worden. Abſchnitt 75 ſtellt die Vor⸗ 
ausſetzungen über die Zuſammenveranlagung 
überſichtlich zuſammen. 


14. Tarif 


Die Ausführungen zum Tarif ſind größtenteils neu. 
Das gilt insbeſondere von den Abſchnitten 76 bis 80, die die 
Einreihung der Steuerpflichtigen in die Steuergruppen I 
bis IV behandeln. Die Steuergruppen ſind durch das Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Anderungsgeſetz vom 17. Februar 1939 ein⸗ 
geführt worden. Sie ſind bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 1989 erſtmalig anzuwenden. Sie ſind des⸗ 
halb ſehr eingehend behandelt worden. 

Abſchnitt 76 ſoll die Einreihung der Steuerpflichtigen, 
die keine Kinderermäßigung erhalten, in die Steuer⸗ 
gruppen I bis III erleichtern. Die Beſtimmungen des § 32 
EStG, der nach Steuergruppen gegliedert iſt, ſind 
bier nach dem Familienſtand der Steuerpflichtigen 
(verheiratete, unverheiratete Männer und unverheiratete 
Franen) zuſammengefaßt. 

„Die Abſchnitte 77 bis 79 betreffen die Steuergruppe IV. 
Die Kinderermäßigung wegen Haushalts- 
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zugehörigkeit (Abfchnitt 77) entſprach ſchon dem bis⸗ 
herigen Recht. Die Kinderermäßigung iſt durch das Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Anderungsgeſetz auf andere Angehörige im 
Sinn des $ 10 Ziffern 3 bis 6 StAnpG, die keine Juden 
ſind, ausgedehnt worden. Zur Erleichterung der Nach⸗ 
prüfung, für welche Verwandten und Verſchwägerten Kin⸗ 
derermäßigung in Betracht kommen kann, ſind Schaubilder 
in der Anlage 3 beigefügt. Die Ausführungen zur Kinder⸗ 
ermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit ſtimmen im 
weſentlichen mit den bisherigen Verwaltungsvorſchriften 
überein. Neu iſt Abſchnitt 78, der die Kinderermäßigung 
wegen übernahme der Koſten des Unterhalts 
und der Erziehung oder Berufsausbildung 
behandelt. Die Kinderermäßigung wegen Übernahme 
der Koſten kommt für minderjährige und für voll⸗ 
jährige Kinder und andere Angehörige im Sinn des 
§ 10 Ziffern 3 bis 6 StAnpG in Betracht. Der Steuer⸗ 
pflichtige erhält für ſie Kinderermäßigung, wenn er im Ver⸗ 
anlagungszeitraum mindeſtens vier Monate überwiegend 
die Koſten getragen hat. Es kann aber immer nur einer 
Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten des Unter⸗ 
halts und der Erziehung und der Berufsausbildung er⸗ 
halten. Kinderermäßigung wird auch nicht gewährt, wenn 
ein wirtſchaftliches Bedürfnis für die liber- 
nahme der Koſten nicht vorliegt (Hinweis auf 8 1 
StAnpG). 

Abſchnitt 79 zum Begriff „Kinder und andere 
Angehörige“ ſtellt klar, daß zu den Angehörigen des 
Steuerpflichtigen auch die Angehörigen ſeiner Ehefrau 
gehören, wenn ſie mit ihrem Ehemann zuſammen veranlagt 
wird. 

Die Ausführungen der Abſchnitte 81 bis 84 über eine 
Steuerermäßigung wegen außergewöhn⸗ 
licher Belaſtungen entſprechen grundſätzlich den bis⸗ 
herigen Verwaltungsvorſchriften. Nur die Steuerermäßi⸗ 
gung für die Beſchäftigung einer Hausgehilfin 
(Abſchnitt 82) iſt gegenüber dem Runderlaß vom 25. März 
1939 8 2193 A — 51 III — (R Stel 1939 S. 505) neu ge⸗ 
regelt. Der Kreis der Steuerpflichtigen, die Anſpruch auf 
eine Steuerermäßigung wegen Beſchäftigung einer Haus⸗ 
gehilfin haben, iſt derſelbe geblieben. Die Verbindung mit 
der Sonderbelaſtungsmindeſtgrenze iſt aber 
aus Vereinfachungsgründen fallen gelaſſen worden. 
Kinderreiche Kriegsbeſchädigte uſw., die eine Hausgehilfin 
beſchäftigen, erhalten ohne Rückſicht auf die Sonder⸗ 
belaſtungsgrenze eine Steuerermäßigung. 


Die Steuerſätze bei außerordentlichen 
Einkünften, die in den früheren VR bei den einzelnen Ein: 
kunftsarten verſtreut ſtanden, find in den EStR für 1939 
in den Abſchnitten 85 bis 92 zuſammengefaßt worden. Das 
entſpricht dem Aufbau des Einkommenſteuergeſetzes und er⸗ 
leichtert die Überſicht. 

Von dieſen Abſchnitten enthält Abſchnitt 85 eine wich⸗ 
tige Neuerung. Er beitimmt, daß die Einkommenſteuer für 
außerordentliche Einkünfte in der Regel nach dem Steuer ⸗ 
ſatz zu bemeſſen iſt, der ſich bei der Anwendung der Ein⸗ 
kommenſteuertabelle auf das übrige Einkommen als dur ch⸗ 
ſchnittlicher Hundertſatz ergibt. Der Höchſtſatz iſt 
25 v. H., der Mindeſtſatz 10 v. H. Dieſe Regelung gilt erit: 
malig für die Einkommenſteuerveranlagung für 1939. Der 
Runderlaß vom 11. Juli 1938 — 8 2194 — 184 III (RStBL 
1938 S. 643) iſt aufgehoben. 

In beſonderen Fällen kann das Finanzamt den 
Steuerſatz bis auf 10 v. H. ermäßigen. Soweit für be⸗ 
ſlimmte außerordentliche Einkünfte Höchſtſteuerſätze 
vorgeſehen ſind, hat es dabei ſein Bewenden. Höchſtſteuer⸗ 
ſätze find, wie bisher, vorgeſehen z. B. bei Zinſen aus Aus⸗ 
loſungsrechten, bei außerordentlichen Waldnutzungen, die 
aus volkswirtſchaftlichen oder ſtaatswirtſchaftlichen Grunden 
geboten find, und beim Aufgeld der Steuergutſcheine II. Die 
Höchſtſteuerſätze find dem Einkommenſteuergeſetz 1939 an⸗ 
gepaßt worden. Der Steuerſatz beträgt bei Steuerpflichtigen 
der Steuergruppe I 18 v. H., bei Steuerpflichtigen der 
Steuergruppe II 14 v. H. und bei Steuerpflichtigen der 
Steuergruppen III und IV 10 v. H. 
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Die Vergünſtigungen, die für außerordentliche Ein⸗ 


künfte in den EStR für 1939 und in beſonderen Erlaſſen | 


vorgeſehen find, gelten nicht für Juden. 


15. Schluß 

Einzelne Abſchnitte der EStR für 1939 werden durch 
Aufſätze von Mitarbeitern im Einkommenſteuerreferat 
des Reichsfinanzminiſteriums ausführlicher erläutert werden. 
Die Aufſätze ſind in der Hauptſache für die Schulung 
der Nachwuchsmänner und der neu eingeſtellten Angeſtell⸗ 
ten der Reichsfinanzverwaltung beſtimmt. Sie werden aber 
auch für die erfahrenen Beamten von Bedeutung ſein. Es 
ſind zunächſt die folgenden Aufſätze vorgeſehen: 


1. Zur unbeſchränkten Einkommenſteuerpflicht, 

2. Zu den Einkünften aus Land- und Forſtwirtſchaft, 

855 Zugehörigkeit von Wirtſchaftsgütern zum Betriebsver⸗ 
mögen, 

Auflöſung ſtiller Rücklagen, 

Buchführungspflicht von Angehörigen der freien Berufe, 
Begriff des Arbeitslohns, 

Steuerliche Behandlung des Dienſtaufwands, 

Beiträge an Bauſparkaſſen, 

Die Steuergruppen nach dem Einkommenſteuergeſetz 


„ 


9 g Dr 


10. Die Kinderermäßigung nach dem Einkommenſteuer⸗ 

geſetz 1939. 

Die EStR für 1939 und die Ergänzungsaufſätze werden 
in den Reinhardt⸗Lehrgängen, die an allen 
Finanzämtern abgehalten werden, gründlich durchgeſprochen 
werden. Dadurch ſollen die Nachwuchsmänner, die Ange⸗ 
ſtellten und die Beamten in die Lage verſetzt werden, bei der 
Einkommenſteuerveranlagung für 1939 das Beſtmög⸗ 
liche und Größtmögliche zu leiſten. 

Die EStg für 1989 müſſen auch von den Beamten 
und Angeſtellten der Reichsfinanzverwaltung durchgearbeitet 
werden, die nicht zur Teilnahme an einem Reinhardt⸗ 
Lehrgang verpflichtet ſind. Dieſe Beamten und Angeſtellten 
müſſen ihre Aufmerkſamkeit insbeſondere auf die neuen 
Ausführungen in den ESN für 1939 richten, die zum 
Teil bisherige Verwaltungsvorſchriften aufheben oder 
ändern oder neue Verwaltungsvorſchriften 
enthalten. Sie werden ſich beſonders eingehend mit den 
wichtigen Ausführungen über die neuen Tarifbe⸗ 
ſtim mungen befaſſen müſſen. 

Die EStR für 1939 erfüllen ihren Zweck, wenn fie zu 
einer gleichmäßigen und damit gerechten Be⸗ 
ſteuerung des Einkommens führen. Das Ergebnis 
einer nach dieſen Grundſätzen durchgeführten Veranlagung 
trägt dazu bei, dem Reich die Mittel zu verſchaffen, die es 
in ſeinem Daſeinskampf braucht. 


Zur Reichsfluchtsteuer von Regierungsrat Mußfe/d, Berlin, Reichsfinanzministerium 


hals 


1. Einleitung, 

2. Verlängerung der Geltungsdauer der Reichsfluchtſteuer⸗ 
vorſchriften, 

3. Anderung der Vorſchriften, 


I. Einleitung 


Die Reichsfluchtſteuer iſt eine einmalige 
letzte Vermögensabgabe, die ein Reichs⸗ 
angehöriger zu entrichten hat, der ſeinen Wohnſitz 
oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland auf⸗ 
gibt. Das Reich ſoll durch dieſe Vermögensabgabe einen 
Ausgleich dafür erhalten, daß ihm die ſteuerliche und wirt⸗ 
ſchaftliche Leiſtungs fähigkeit des Auswan⸗ 
dernden verloren geht. 

Die Steuer erfaßt deshalb auch nur die wirt⸗ 
ſchaftlich leiſtungsfähigen Auswanderer. Es 
werden die Auswanderer als leiſtungsfähig angeſehen, die 
in einem der letzten Jahre vor der Auswanderung ein 
Vermögen von mehr als 50 000 Reichsmark 
oder ein Einkommen von mehr als 20 000 
Reichsmark gehabt haben. 


Das Vermögen des Auswandernden bildet die Be⸗ 
meſſungsgrundlage für die Reichsfluchtſteuer. Die 
Steuer beträgt ein Viertel des Vermögens. 


25 Verlängerung der Geltungsdauer der Reichsfluchtſteuer⸗ 
vorſchriften 


N Die Vorſchriften über die Reichsfluchtſteuer ſind am 
8. Dezember 1931 (RGBl 1 S. 699) erlaſſen worden. Die 
Geltungs dauer der Vorſchriften, die zunächſt zeitlich 
begrenzt war, iſt wiederholt verlängert worden. 
Durch die Verordnung des Miniſterrats für 
die Reichs verteidigung vom 18. Dezember 
1939 (RGBl I S. 2443) wird die Geltungsdauer der Vor⸗ 
ſchriften bis zum Ablauf des 31. Dezember 1940 
verlängert. 

Die Reichsfluchtſteuer ſtellt ſeit einigen Jahren einen 
beachtlichen Poſten im Rei 1 
(Hinweis auf Abſchnitt 6). F 


4. Die Reichsfluchtſteuervorſchriften im Altreich und in den 
wiederangegliederten Gebieten, 

5. Maßnahmen zur Förderung der jüdiſchen Auswanderung, 

6. Aufkommen. 


Es iſt zwar anzunehmen, daß der Umfang der 
Auswanderung und damit das Aufkommen an 
Reichsfluchtſteuer infolge des Kriegs zurück⸗ 
gehen wird. Das Aufkommen wird trotzdem noch ſo er⸗ 
heblich ſein, daß auf dieſen Poſten im Reichshaushalt unter 
den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht verzichtet 
werden kann. 

Die Verlängerung der Geltungsdauer der Reichsflucht⸗ 
ſteuervorſchriften iſt auch aus Gründen der ſteuer⸗ 
lichen Gleichmäßigkeit erforderlich. 

Die meiſten Reichsfluchtſteuerpflichtigen ſind gegen⸗ 
wärtig Juden. Die Abwanderung der Juden 
iſt noch nicht abgeſchloſſen. Die nach dem 
Wegfall der Reichsfluchtſteuervorſchriften auswandern⸗ 
den Juden würden ſteuerlich beſſer geſtellt ſein 
als die, die während der Geltungsdauer der 
Vorſchriften ausgewandert ſind. 

In den wieder angegliederten Gebieten 
haben die Juden auch ſehr viel ſpäter als im Alt⸗ 
reich mit der Abwanderung begonnen. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Reichsfluchtſteuer ſind in 
der Oſtmark, im Sudetenland, im Memelland und in 
Danzig erſt im Laufe der Jahre 1938 und 1939 
eingeführt worden. Es würde deshalb, wenn die Vor⸗ 
ſchriften jetzt wegfallen würden, nur ein Teil der aus 
dieſen Gebieten auswandernden Juden von der Reichsflucht⸗ 
ſteuer erfaßt werden. Die Juden, die aus den wieder⸗ 
angegliederten Gebieten auswandern, würden damit 
beſſer geſtellt ſein als die, die früher aus dem Alt⸗ 
reich ausgewandert ſind. 


3. Anderung der Vorſchriften g 

81 der Vorſchriften über die Reichs⸗ 
fluchtſteuer lautet in der Faſſung der Verordnung 
vom 18. Dezember 1939: 
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„Perſonen, die am 31. März 1931 Angehörige des 
Deutſchen Reichs geweſen ſind und in der Zeit nach dem 
31. März 1931 und vor dem 1. Januar 1941 ihren inlän- 
diſchen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland aufgegeben haben oder aufgeben, haben eine 
Reichsfluchtſteuer zu entrichten.“ 


Im 8 2 Ziffer 3b (Freiſtellungsbeſcheinigung), im 
SA Ziffer 2 (Entſtehung der Steuerſchuld) und im 8 5 
Abſatz 1 Ziffer 2 (Fälligkeit) der Reichsfluchtſteuervor⸗ 
ſchriften find die Stichtage entſprechend ge⸗ 
ändert worden. 

Die Verordnung vom 18. Dezember 1939 bringt im 
übrigen feine Änderungen. 

Die Reichsfluchtſteuervorſchriften haben fi in der 
gegenwärtigen Faſſung bei den Finanzämtern gut ein⸗ 
geſpielt. Jede Anderung außer der der Stichtage 
würde zu einer Beeinträchtigung des bisher ſich 
reibungslos abwickelnden Verfahrens 
führen. Die Vorſchriften ſind deshalb weder abge⸗ 
mildert noch verſchärft worden, obwohl genügend 
Gründe für das eine oder das andere geltend gemacht 
worden ſind. Kleine Mängel und Lücken in den Reichs⸗ 
fluchtſteuervorſchriften müſſen in Kauf genommen 
werden, wenn das Verfahren ſo beweglich wie bisher 
bleiben ſoll. 


J. Die Reichsfluchtſteuervorſchriften im Altreich und in den 
wiederangegliederten Gebieten 


a) Altreich 

Die Vorſchriften über die Reichsfluchtſteuer ſind im 
Siebenten Teil Kapitel III Erſter Abſchnitt der Vierten 
Verordnung des Reichspräſidenten zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen 
vom 8. Dezember 1931 (RGBl I S. 699) enthalten. 
Einzelheiten find geändert worden durch: 


die Verordnung vom 23. Dezember 1932 
S. 571, 572), 

das Geſetz von 18. Mai 1934 (RGB S. 392), 

den § 43 Abſatz 1 und 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes 
vom 16. Oktober 1934 (RGBIL I S. 925, 941), 

den Artikel 9 Abſatz 6b des Geſetzes vom 28. Juni 
1935 (RGBI I S. 844, 850), 

den $ 28 Ziffer 70 b des Geſetzes vom 1. Dezember 1936 
(RGBl I S. 961, 975), 

das Geſetz vom 19. Dezember 1937 (RGBl ] S. 1385), 

das Geſetz vom 1. Februar 1939 (RGBl I S. 125) und 


die Verordnung vom 18. Dezember 1939 (RGBl J 
S. 2143). 


Das im § 10 Abſatz 4 der Vorſchriften über die Reichs⸗ 
fluchtſteuer vorgeſehene Anfechtungsver fahren iſt 
in den Durchführungsbeſtimmungen zur 
Reichsfluchtſteuer vom 28. Dezember 1931 
(RGBl 19321 S. 1) geregelt. 

Grundſätzliche Verwaltungsan ordnungen 
find enthalten in den Rdßß⸗Erlaſſen vom 19. Mai 1934 
— RSthBl S. 603 (Erläuterungen zu den Befreiungs⸗ und 
Hinzurechnungsvorſchriften, Anordnungen über Sicherheits⸗ 
leiſtung und Steuerſteckbriefe), vom 23. Dezember 1937 
— RStBl S. 1295 (Freiſtellung bei Auswanderung in die 
abgetretenen Gebiete, Freiſtellungsbeſcheinigungen für 
Juden, Abrundung des Steuerbetrags, Ermäßigung des 
Zuſchlags, Billigkeitsmaßnahmen) und vom 7. Februar 1939 

RStBl S. 250 (Anrechnung der Judenvermögensabgabe, 
Unbedenklichkeitsbeſcheinigung). 


b) Oſtmark 


In der Oſtmark ſind die Vorſchriften über die Reichs⸗ 
fluchtſteuer durch Abſchnitt 1 der Erſten Verordnung 
zur Einführung ſteuerrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften im Land Oſterreich vom 14. April 
1938 (RGBl 1 S. 389) eingeführt worden. Hierzu iſt die 
Verordnung zur Durchführung der Reichs⸗ 
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fluchtſteuer im Land Öfterreihpom 14. April 
1938 (RStBl S. 441) ergangen. Das Verfahren iſt im 
einzelnen in dem Rd F⸗Erlaß vom 14. April 1938 
(RStl S. 441) geregelt. 


c) Sudetenland 


Im Sudetenland iſt die Reichsfluchtſteuer durch die 
Zweite Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den 
ſudetendeutſchen Gebieten vom 5. No⸗ 
vember 1938 (RGBl 1 S. 1556) eingeführt worden. 
Die Vorausſetzungen und das Verfahren ſind im einzelnen 
in dem Rd F⸗Erlaß vom 30. November 1938 
(RStBBl S. 1132) geregelt. Die für das Land Sſterreich 
geltenden Beſtimmungen und Anordnungen ſind im Su⸗ 
detenland ſinngemäß anzuwenden. 


d) Memelland 


Im Memelland iſt die Reichsfluchtſteuer durch die 
Verordnung vom 22. Mai 1939 (RGBl I S. 948) 
eingeführt worden. Für die Bemeſſung der Reichsflucht⸗ 
ſteuer iſt nach dem Rd F⸗Erlaß vom 12. Juni 1939 
(RStBl S. 756) der letzte Vermögenſteuerbeſcheid — unter 
Umrechnung von Lit auf Reichsmark — maßgebend, den der 
Steuerpflichtige vor Aufgabe feines Wohnſitzes im che- 
maligen Memelgebiet erhalten hat. 


e) Danzig 

Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig ſind 
die Vorſchriften des Reichsrechts und damit auch die Reichs⸗ 
fluchtſteuervorſchriften auf Grund des § 4 Abſatz 1 des 
Geſetzes über die Wiedervereinigung der 
Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen 
Reich vom 1. September 1939 (RGBI 1 S. 1547) 
am 1. Januar 1940 in Kraft getreten. Die Vor⸗ 
ausſetzungen ſind in der Dritten Verordnung zur 
Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig vom 25. Oktober 1939 (RGBl S. 2106) 
geregelt. 


) Protektorat Böhmen und Mähren 


Im Protektorat Böhmen und Mähren iſt die Reichs 
fluchtſteuer nicht eingeführt worden. Die Protektorats⸗ 
regierung hat deshalb am 23. November 1939 eine Ver 
ordnung über die Auswanderungſteuer er⸗ 
laſſen (Sammlung der Geſetze und Verordnungen des Pro⸗ 
tektorats S. 853). Dieſe „Verordnung lehnt ſich an 
die Vorſchriften über die Reichsflucht⸗ 
ſteuer an. 


Der Auswanderungſteuer unterliegen 
die ehemaligen tſchecho⸗flowakiſchen Staatsangehörigen, 
deutſche Staatsangehörige und Staatenloſe, wenn ſie nach 
de m ärz 1939 aus dem Gebiet des jetzigen 
Protektorats Böhmen und Mähren nach einem Gebiet 
außerhalb des Deutſchen Reichs ausgewandert 
find oder auswandern ($ 1 der Verordnung). 


Die Steuer beträgt 25 vom Sundertdesreinen 
Werts des am Tag der Entſtehung der Steuerſchuld 
ſteuerpflichtigen Vermögens (87 der Verordnung). 


g) Oſtgebiete 

In den in das Reich eingegliederten Gebieten des ehe- 
maligen Polens und im Generalgouvernement iſt bisher 
weder die Reichsfluchtſteuer noch eine ähn⸗ 
liche Abgabe eingeführt worden. 

Die Verhältniſſe ſind in dieſen Gebieten noch zu 
ſehr im Fluß. Es finden hier im Rahmen der vom 
Führer angeordneten Maßnahmen zur Feſtigung des Deut⸗ 
ſchen Volkstums fortgeſetzt Umſiedlungen in größtem 

aßſtab ſtatt. Soweit dabei Perſonen ausgeſiedelt 
werden, können ſie nach den zwiſchenſtaatlichen Abmachungen 
einer Auswanderungsabgabe nicht unterworfen werden. 
Es ſind auch noch keine Vorſchriften über den 
Erwerb der Deutſchen Staatsangehörig⸗ 
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keit durch die Bewohner der eingegliederten Gebiete er⸗ 
laſſen worden. Es fehlt damit die Hauptvorausſetzung für 
die Einführung der Reichsfluchtſteuervorſchriften. 


5. Maßnahmen zur Förderung der jüdiſchen Auswanderung 


Es gibt Fälle, in denen die an ſich erwünſchte 
Auswanderung eines Juden durch die Er⸗ 
hebung der Reichsfluchtſteuer verhindert 
werden würde. Es find deshalb Bedenken gegen den 
Fortbeſtand der Reichsfluchtſteuervor⸗ 
ſchriften erhoben worden. 

Dieſe Bedenken ſind unbegründet. Der Rd 
hat mehrere Anordnungen erlaſſen, durch die ver— 
hindert wird, daß die Erhebung der Reichsfluchtſteuer zu 
einer Beeinträchtigung der jüdiſchen Auswanderung führt. 


Die Oberfinanzpräſidenten find durch den Rd ỹ⸗ 
Erlaß vom 23. Dezember 1937 (RStBl S. 1295) 
ermächtigt, über Anträge auf Erlaß von Reichs⸗ 
fluchtſteuer zu entſcheiden, wenn der zu erlaſſende 
Betrag 1 000 Reichsmark (in der Oſtmark und im Sudeten⸗ 
land 25 000 Reichsmark) nicht überſteigt. Die Anträge ſind 
in den Fällen, in denen die Auswanderung durch die Er⸗ 
hebung der Reichsfluchtſteuer verhindert werden würde, 
ohne Rückſicht auf die Höhe des Steuer⸗ 
betrags dem Ro ß zur Entſcheidung vor⸗ 
zulegen. Damit iſt die erforderliche Einheitlich⸗ 
keit der Behandlung ſolcher Fälle ſichergeſtellt. 


Der Roß hat außerdem zur Erleichterung der jüdiſchen 
Auswanderung angeordnet, daß bei der Bemeſſung 


der Reichsfluchtſteuer von dem um die 
Judenvermögensabgabe gekürzten Ver⸗ 


mögen auszugehen iſt. Hinweis auf den Rd ⸗ 
Erlaß vom 7. Februar 1939 — RESET S. 250. 
Die doppelte Belaſtung mit der Judenvermögensabgabe 
und der Reichsfluchtſteuer ſoll die Auswanderung eines 
Juden nicht unmöglich machen. Das bei der Bemeſſung der 
Reichsfluchtſteuer zugrunde zu legende Geſamtvermögen iſt 
demgemäß um die von dem Aus wandernden entrich⸗ 
teten und um die von ihm noch geſchuldeten Teil⸗ 
beträge der Judenvermögensabgabe zu kürzen. 


Es handelt ſich bei dieſer Anordnung der Rdix um 
eine reine Billigkeitsmaßnahme. Der Steuer- 
pflichtige hat keinen Rechtsanſpruch auf die Anwendung 
dieſer Maßnahmen. Der Erlaß wird zum Beiſpiel nicht 
anzuwenden ſein, wenn das der Reichsfluchtſteuer zu⸗ 
grunde zu legende Vermögen ſich bis zur Auswanderung 
weſentlich erhöht hat oder wenn die Judenvermögensabgabe 
weder entrichtet noch ſichergeſtellt iſt. 


Juden, die vor dem 12. November 1938 
(Stichtag der Judenvermögensabgabe) ausgewandert ſind, 
werden von dieſen Maßnahmen überhaupt nicht be⸗ 
troffen. Die von ihnen zu entrichtende Juden⸗ 
vermögensabgabe iſt bereits von dem um die Reichsflucht⸗ 
ſteuer verminderten Vermögen berechnet worden. Eine 
Doppelbelaſtung kann demgemäß nicht eintreten. 


Die Reichsfluchtſteuer von Juden, die in der Zeit vom 
12. November 1938 bis zur Bekanntgabe 
des Roßß⸗Erlaſſes vom 7. Februar 1939 aus 
gewandert ſind, iſt noch von dem um die Judenvermögens⸗ 
abgabe nicht gekürzten Vermögen berechnet worden. Es 
iſt in dieſen Fällen auch bei der Berechnung der Juden⸗ 
vermögensabgabe die ſpäter entſtandene Reichsfluchtſteuer 
von dem abgabepflichtigen Vermögen nicht gekürzt 
worden. Dieſe Juden würden deshalb gegenüber denen, 
die vor dem 12. November 1938 und nach dem 7. Februar 
1939 ausgewandert find, ſchlechter geſtellt fein. Der 
Roß hat ſich damit einverſtanden erklärt, daß aus Gründen 
der ſteuerlichen Gleichmäßigkeit in dieſen 
Fällen ein Ausgleich im Billigkeitsweg geſchaffen wird. 

Die Judenvermögensabgabe hat nach den bisherigen 
Vorſchriften den Betrag von einer Milliarde 
nochnichterreicht. Es iſt deshalb die Erhebung eines 
weiteren Teilbetrags angeordnet worden. Auf 
dieſen weiteren Teilbetrag find die Anordnungen des 
Rid F über die Berückſichtigung der Judenvermögensabgabe 
bei der Bemeſſung der Reichsfluchtſteuer anzuwenden. 
Der weitere Teilbetrag iſt ebenfalls abzugsfähig. 

Es gibt Fälle, in denen es auswandernden Juden 
nicht möglich iſt, die Reichsfluchtſteuer rechtzeitig zu 
entrichten. Dieſe Juden würden die Friſten, die ihnen 
in den Viſen für die Einwanderung in andere Länder 
geſetzt worden ſind, nicht einhalten können. Der Rd 
hat, um die Auswanderung folder Juden zu ermöglichen, 
in dem Erlaß vom 7. Februar 1939 eine wertere 
Erleichterung angeordnet. Die ſteuerliche Un⸗ 
bedenklichkeitsbeſcheinigung kann den Juden, 
die ſich zur Auswanderung anſchicken, auch dann erteilt 
werden, wenn die Reichsfluchtſteuer zwar nicht entrichtet, 
aber ausreichend ſichergeſtellt iſt (3. B. durch 
Hinterlegung von Wertpapieren oder ſicherungsweiſe Über⸗ 
eignung von Grundbeſitz). 

Eine weitere Maßnahme in dieſem Rahmen bildet die 
Möglichkeit, daß von auswandernden Juden Wert⸗ 
papiere zur Tilgung der rechtskräftig feſtgeſetzten 
Reichsfluchtſteuer in Zahlung genommen werden 
können. Die Inzahlungnahme von Grund⸗ 
ſtücken iſt dagegen nur zur Tilgung unden 
mögensabgabe, nicht aber zur Tilgung der 
Reichsfluchtſteuer zugelaſſen worden. 


6. Aufkommen 


Das Aufkommen an Reichsfluchtſteuer betrug im 
Rechnungsjahr 1937 81,4 Millionen Reichsmark und im 
Rechnungsjahr 1938 342,6 Millionen Reichsmark. * 

Das Aufkommen hat ſich auch im Rechnungsjahr 1939 
günſtig entwickelt. Die Oſtmark iſt daran im 
beſonderen Maß beteiligt geweſen. Es iſt anzunehmen, daß 
das Aufkommen auch im Rechnungsjahr 1940 trotz der 
Kriegsverhältniſſe eine beachtliche Höhe erreichen 
wird. Die Abwicklung noch nicht erledigter Reichsflucht⸗ 
ſteuerfälle aus den letzten Jahren wird dazu — beſonders 
in der Oſtmark — beitragen. 


Zur Kraftfahrzeugsteuerpflicht im Krieg 


Von Steuerinspektor Beykirch, Berlin 


Aus Anlaß des gegenwärtigen Krieges find auch eine 
Anzahl ſteuerpflichtiger Kraftfahrzeuge „eingezogen“ 
worden. Dadurch iſt die Frage nach der Beendigung 
der Steuerpflicht ſtark in den Vordergrund getreten. 
Hier iſt zunächſt zu prüfen, ob das Kraftfahrzeug von der 
Wehrmacht „zur Verfügung“ oder „zur Benutzung“ 
in Anſpruch genommen worden iſt. Im erſten Fall iſt das 
Fahrzeug in das Eigentum der Wehrmacht übergegan⸗ 
gen, im zweiten Fall jedoch nicht. Bei der Inanſpruchnahme 
zur Verfügung endet die Kraftfahrzeugſteuerpflicht für 
den bisherigen Steuerſchuldner im Zeitpunkt des Eigen⸗ 
tumsübergangs (Zeitpunkt der Übernahme zu Eigentum der 


Wehrmacht). In dieſen Fällen iſt die für die Zeit nach 
„Beendigung der Steuerpflicht bererts entrich⸗ 
tete Kraftfahrzeugſteuer auf Antrag nach § 16 des 
straftfahrzeugſteuergeſetzes zu er ſtatten. Die Beendi⸗ 
gung der Steuerpflicht hat der Steuerſchuldner dem Finanz⸗ 
amt anzuzeigen und glaubhaft zu machen. Er hat insbeſon⸗ 
dere nach dem Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 
13. September 1939 (S 6110 — 228 III) dem Finanzamt die 
von der Bedarfſtelle der Wehrmacht gegebenenfalls ausge⸗ 
ſtellte Beſcheinigung über die Übernahme des Fahrzeugs 
vorzulegen. Die Beendigung der Steuerpflicht hat das 
Finanzamt der Zulaſſungsſtelle mitzuteilen. 
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Bei der Inanſpruchnahme des ſteuerpflichtigen Fahr⸗ 
zeugs zur Benutzung bleibt grundſätzlich die Kraftfahr⸗ 
zeugſteuerpflicht des bisherigen Steuerſchuldners be⸗ 
ſtehen. Eine Steuerabmeldung nach $ 6 Abſatz 1 Ziffer 1 
KraftStG iſt ausgeſchloſſen, weil der Steuerſchuld⸗ 
ner das Fahrzeug einem Dritten, nämlich der Wehr⸗ 
macht, zur Benutzung überlaſſen hat oder überläßt. In 
den Vergütungen, die der Steuerſchuldner für die Benutzung 
des Fahrzeugs erhalten hat oder erhält, iſt die Kraftfahr⸗ 
zeugſteuer enthalten. Iſt der Steuerſchuldner zur Entrich⸗ 
tung der Kraftfahrzeugſteuer nicht in der Lage, ſo darf das 
Finanzamt nach dem bezeichneten Rd⸗Erlaß vom 13. Sep⸗ 
tember 1939 die Kraftfahrzeugſteuer ſtunden. Eine Stun⸗ 


jedoch die für die Benutzung des Fahrzeugs von der Wehr⸗ 
macht zu entrichtende Vergütung an den Steuerſchuldner ge⸗ 
zahlt iſt, entfällt die Stundung und die bis dahin geſtun⸗ 
dete Kraftfahrzeugſteuer iſt ſofort zu entrichten. 


In den Fällen, in denen von der Wehrmacht nicht aus⸗ 
drücklich Übernahme zur Verfügung, alſo zu Eigentum, 
verlangt iſt oder wird, liegt nur Inanſpruchnahme des 
Fahrzeugs zur Benutzung vor, und zwar auch dann, 
wenn der Wert des Fahrzeugs bei der Inanſpruchnahme 
vorſorglich abgeſchätzt iſt oder wird. Läßt ſich im 
Einzelfall nicht feſtſtellen, ob das ſteuerpflichtige Fahrzeug 
von der Wehrmacht zur Verfügung oder nur zur Be⸗ 
nutzung in Anſpruch genommen worden iſt oder wird, ſo 
muß bis zur Klarſtellung des Sachverhalts bei der Steuer⸗ 
abfertigung unterſtellt werden, daß das Fahrzeug nur zur 
Benutzung in Anſpruch genommen worden iſt oder wird. 
In dieſen Fällen iſt bis zur Klarſtellung eine Steuer⸗ 
abmeldung ausgeſchloſſen. Anderſeits darf aber 
die Kraftfahrzeugſteuer auf Antrag ebenfalls ge⸗ 
ſtundet werden. 


Die Wehrmacht ſelbſt hat keine Kraftfahrzeugſteuer zu 
entrichten, gleich, ob das Fahrzeug von ihr zur Verfügung 
oder nur zur Benutzung in Anſpruch genommen iſt. 


Wenn ein ſteuerpflichtiges Kraftfahrzeug nicht benutzt 
wird, dann bleibt die Kraftfahrzeugſteuer bis zur ordnungs⸗ 
mäßigen Abmeldung beſtehen (88 6 und 7 KraftStG). Das 
gilt auch für diejenigen ſteuerpflichtigen Kraftfahrzeuge, die 
nach der Verordnung über die Weiterbenutzung von Kraft⸗ 
fahrzeugen vom 6. September 1939 (RGBl I S. 1698) nicht 
mehr betrieben werden dürfen. Auch in dieſen Fällen kann 
die Steuerpflicht nur durch ordnungsmäßige Abmeldung 
des Fahrzeugs beendet werden. 


* 


Eine ähnliche Regelung hat der Reichsminiſter der 
Finanzen durch Erlaß vom 16. November 1939 (RStBl 
S. 1122) hinſichtlich der von den Bedarfſtellen au ßerhalb 
der Wehrmacht in Anſpruch genommenen Kraftfahr⸗ 
zeuge getroffen. Bei Inanſpruchnahme auf Grund des 
Reichsleiſtungsgeſetzes „zur Verfügung“ endet die Kraft⸗ 
fahrzeugſteuerpflicht für den bisherigen Steuerſchuldner mit 
dem Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (Zeitpunkt der 
Übernahme zu Eigentum der Bedarfſtelle oder des von ihr 
beſtimmten Erwerbers). Die Steuerpflicht für den neuen 
Steuerſchuldner — ſoweit er überhaupt ſteuerpflichtig iſt — 
beginnt am Tag nach der Beendigung der Steuerpflicht für 
den bisherigen. Wird dagegen ein ſteuerbefreites 
Kraftfahrzeug durch eine Bedarfſtelle der Wehrmacht oder 
außerhalb derſelben „zur Benutzung“ in Anſpruch genom⸗ 
men, ſo bleibt das Kraftfahrzeug ſteuer frei, und zwar 
auch dann, wenn es zu nicht ſteuerbegünſtigten Zwecken 
verwendet wird. 


* 


In dringenden Fällen genehmigen die Zulaſſungs⸗ 
ſtellen die Benutzung ſtillgelegter Kraftfahrzeuge für 
einzelne Tage oder für beſtimmte Fahrten. An 
Stelle des roten Winkels erhalten die Kraftfahr⸗ 
zeughalter eine ſchriftliche Fahrerlaubnis. Da 


das Kraftfahrzeugſteuergeſetz eine tageweiſe Beſteuerung 
nicht zuläßt, muß der Fahrzeughalter die volle Monat⸗ 
ſteuer entrichten, auch wenn er das Kraft⸗ 
fahrzeug nur wenige Tage im Monat be⸗ 
nutzt. Auch muß er die volle Monatſteuer entrich⸗ 
ten, wenn Bedarfſtellen der Wehrmacht oder außerhalb der 
Wehrmacht das ſtillgelegte Fahrzeug für kurze Friſten 
oder für beſtimmte Fahrten „zur Benutzung“ bean⸗ 
ſpruchte. In dieſen Fällen darf das Finanzamt nach dem 
neuen Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 23. De⸗ 
zember 1939 (RStBl S. 1235) die Monatſteuer zunächſt auf 
Antrag ſtunden. Es darf nach Ablauf des Steuermonats 
alsdann von der Erhebung der geſtundeten 
Steuer abſehen, wenn das Kraftfahrzeug während 
des Steuermonats nicht mehr als fünf Tage be⸗ 
nutzt worden iſt. Dies hat der Steuerpflichtige glaubhaft 
zu machen. Jedoch iſt die volle Monatſteuer zu 
entrichten, wenn das Kraftfahrzeug 


a) einen roten Winkel erhält, 
b) zu verbotenen Fahrten benutzt wird, 
c) an mehr als fünf Tagen im Steuermonat benutzt wird. 


Kraftfahrzeugſteuer, die für die Vergangenheit bereits ent⸗ 
richtet iſt, darf nach ausdrücklicher Beſtimmung nicht er- 
ſtattet werden. 

Kraftfahrzeuge, die von den Bedarfſtellen der Wehr: 
macht und außerhalb der Wehrmacht „zur Verfügung“ be⸗ 
anſprucht werden, geben, wie bereits erwähnt, in das Eigen⸗ 
tum des Erwerbers über. Für den bisherigen Kraft⸗ 
fahrzeughalter endet die Steuerpflicht im Zeitpunkt des 
Eigentumsübergangs. Eine Erſtattung der für die Zeit 
nach der Beendigung der Steuerpflicht von dem bisherigen 
Fahrzeughalter bereits entrichteten Kraftfahrzeugſteuer iſt 
§ 16 Abſatz 1 KraftStG gemäß an ſich nur für den vollen 
Steuermonat zuläſſig. Aus Billigkeitsgrün⸗ 
den darf nunmehr das Finanzamt nach dem Erlaß vom 
23. Dezember 1939 in dieſen Fällen die Kraftfahrzeugſteuer 
(einſchließlich Zuſchlag und Aufgeld) auch für einen 
Teil des Steuermonats erſtatten. Und zwar 
iſt derjenige Teilbetrag zu erſtatten, der auf die Zeit nach 
Beendigung der Steuerpflicht für den Erſtattungsberechtig⸗ 
ten entfällt. Dies gilt auch für Monatskarten. Erſtattungs⸗ 
berechtigt iſt derjenige, auf deſſen Namen die Steuerkarte 
lautet (§ 16 Abſatz 3 KraftStG). Im Gegenſatz zur ſonſti⸗ 
gen Regelung ($ 16 Abſatz 1 letzter Satz KraftStG) dürfen 
auch Beträge unter 5 RM erſtattet werden, wobei der zu 
erſtattende Betrag auf den nächſten durch 10 teilbaren 
Reichspfennigbetrag nach unten abzurunden ift (§ 41 Ab⸗ 
ſatz 3 Kraft StB). Andere Lesarten find unzutreffend. 

An Stelle des ihm von der Zulaſſungsſtelle mitgeteil- 
ten Tages der Beendigung der Steuerpflicht kann, worauf 
der Reichsminiſter der Finanzen in dem neuen Erlaß vom 
23. Dezember 1939 noch beſonders hinweiſt, das Finanzamt 
bei Berechnung des zu erſtattenden Betrags für die Beendi⸗ 
gung der Steuerpflicht einen früheren, alſo günſti⸗ 
geren Tag als Stichtag zugrunde legen, wenn der Fahr⸗ 
zeughalter glaubhaft macht, daß das Kraftfahrzeug ſeit 
dieſem früheren Tage nicht mehr benutzt 
worden iſt, und wenn ſonſtige Billigkeitsgründe (§ 131 AO) 
vorliegen. b 

Der Erſtattungsberechtigte muß die Steuerkarte dem 
Finanzamt zurückgeben. Der Rückgabe iſt es gleichzuachten, 
wenn die Steuerkarte verlorengegangen iſt und 
dies glaubhaft gemacht wird. 


Steuerfreie Perſonen wagen verlieren nicht 
ſchon dadurch die Steuerfreiheit, daß ſie auf Grund einer 
behördlichen Freigabe zur Güterbeförderung be⸗ 
nutzt werden. Sie werden erſt dann ſteuerpflich⸗ 
tig, wenn ſie zu Laſtkraftwagen umgebaut 
werden. Ein Umbau liegt dann vor, wenn mit dem Aufbau 
des Fahrzeugs Vorrichtungen feſt verbunden werden, die 
der Güterbeförderung dienen. Die Herausnahme der Sitz⸗ 
plätze und das Einlegen von Brettern allein gelten nicht als 
Umbau im ſteuerlichen Sinn. 


| Eildien ſt⸗ Nachrichten 


Vereinfachung im Knfechtungs verfahren 


Den Vorſchriften der Reichsabgabenordnung 1919 gemäß galt 
für alle Berufungen, über die das Finanzgericht zu entſcheiden 
hatte, ein einheitliches Verfahren. Es wurden Be⸗ 
rufungen, bei denen der Wert des Streitgegenſtands 
gering war, in dem gleichen Verfahren behandelt wie Berufun⸗ 
gen mit einem hohen Streitwert. 


Durch eine Verordnung vom 1. Dezember 1930 (RGBl I 
S. 517, 561) wurde für Berufungen, deren Streitgegenſtand 
keinen höheren Wert hat als einhundert Reichsmark, 
ein vereinfachtes Verfahren geſchaffen. Die Vorſchriften 
über das vereinfachte Verfahren, die ſeit der Verordnung vom 
1. Dezember 1930 unverändert geblieben und im $ 265 der Reichs⸗ 
abgabenordnung 1981 enthalten ſind, lauten: 


„Über Berufungen, deren Streitgegenſtand keinen höheren 
Wert hat als einhundert Reichsmark, kann das Finanzgericht, 
ohne daß eine weitere Aufklärung des Sachver⸗ 
halts oder eine Stellungnahme zu Rechtsfragen 
erforderlich iſt, nach freiem Ermeſſen entſcheiden. Zur 


Begründung einer ſolchen Entſcheidung genügt der Hinweis, 


daß auf Grund dieſer Vorſchrift nach freiem Ermeſſen ent⸗ 
ſchieden worden iſt.“ 


Dieſe Vorſchriften haben ſich bewährt. Sie galten § 265 der 
Reichsabgabenordnung gemäß bisher nur für das Be⸗ 
rufungs verfahren. Das Berufungsverfahren iſt, dem 
Führererlaß vom 28. Auguſt 1939 (RGBl I S. 1535) gemäß, durch 
das Anfechtungs verfahren erſetzt worden. Infolgedeſſen 
ergab ſich die Notwendigkeit, das Anwendungsgebiet des § 265 
der Reichsabgabenordnung auf das Anfechtungsverfahren zu er⸗ 
ſtrecken. Das iſt durch eine Verordnung vom 13. Januar 1940 
(RG Bl I S. 58), die zur Durchführung des § 265 der Reichs⸗ 
abgabenordnung ergangen iſt, geſchehen. In der Verordnung iſt 
beſtimmt, daß der § 265 der Reichsabgabenordnung im Anfech⸗ 
tungsverfahren ſinngemäß Anwendung findet. 


Die Verordnung vom 13. Januar 1940 hat für das Gebiet 
der Beſitz⸗ und Verkehrſteuern die Bedeutung, daß das im § 265 
der Reichsabgabenordnung geregelte Verfahren, das ſich beim 
Finanzgericht eingeſpielt hatte, von derjenigen Abteilung des 
Oberfinanzpräſidenten übernommen wird, die die Anfechtungs⸗ 
ſachen auf dem Gebiet der Befig- und Verkehrſteuern 
bearbeitet. Für das Gebiet der Zölle und Verbrauch⸗ 
ſteuern iſt das vereinfachte Verfahren, das im § 265 der Reichs⸗ 
abgabenordnung geregelt iſt, neu. § 265 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung galt bisher nur für Beſitz⸗ und Verkehrſteuern. Er 
findet in Zukunft auch bei Zöllen und Verbrauch⸗ 
ſteuern Anwendung. Das bedeutet aber nicht, daß $ 265 der 
Reichsabgabenordnung bei denjenigen Anfechtungen, deren Streit⸗ 
gegenſtand keinen höheren Wert hat als einhundert Reichsmark, 
ausnahmslos anzuwenden ſei. § 265 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung enthält eine Kann⸗Vorſchrift. Das heißt: es beſteht 
nicht etwa ein Zwang, ſondern nur die Möglichkeit, von dem ver⸗ 
einfachten Verfahren Gebrauch zu machen. Handelt es ſich um 
Fragen von grundſätzlicher Bedeutung (zum Beiſpiel bei 
der zollrechtlichen Behandlung einer Ware), ſo iſt der Fall zu 
einer Anwendung des § 265 der Reichsabgabenordnung nicht 
geeignet. hrs 


Gefchäftsverteilung des Reichsfinanzhofs für das 
Kalenderjahr 1940 


Großer Senat: 

Der Große Senat entſcheidet in den ihm geſetzlich zugewie⸗ 
ſenen Sachen, und zwar in den Fällen 
a) des § 66 Abſatz 1 der Reichsabgabenordnung und 
b) des § 5 Abſatz 2 und des $ 6 des Finanzausgleichsgeſetzes. 

Außerdem ſind ihm die Begutachtung von Fragen der Reichs⸗ 
abgabenordnung, des allgemeinen Teils des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes und des Finanzausgleichsgeſetzes und die Begutachtung 
von ſolchen Fragen zugewieſen, die den Geſchäftsbereich nicht nur 
eines Senats berühren. 


Im übrigen bearbeiten, ſoweit nicht Ausnahmen vorge⸗ 

ſehen ſind, 
der J. Senat: 

1. Körperſchaftſteuer, 
2. Gewerbeſteuer der Körperſchaften, 
3. Rechtsbeſchwerden nach Artikel 13 Abſatz 5 der Verordnung 
vom 27. Februar 1935 (RGBI I S. 316) zur Durchführung 
und Ergänzung des Anleiheſtockgeſetzes, 
Saarländiſche Einkommenſteuer für juriſtiſche Perſonen, 
Mecklenburg: Gewerbeſteuer der Körperſchaften, die zu⸗ 
gunſten mecklenburgiſcher Gemeinden erhoben wird (RGBl 
1939 I S. 703); 


En 


der II. Senat: 
1. Kapitalverkehrſteuer, 
2. Wechſelſteuer, 
3. Grunderwerbſteuer leinſchließlich der Zuſchläge für Länder 
und Gemeinden), 
4. Kraftfahrzeugſteuer, 
5. Beförderungſteuer, 
6. Verſicherungſteuer, 
7. Feuerſchutzſteuer, 
8. Rennwett⸗ und Lotterieſteuer, 
9. Urkundenſteuer, 
10. Stempelſteuern und Wertzuwachsſteuern der Länder; 


der III. Senat: 
1. Reichsbewertung, 
2. Induſtriebelaſtung und Aufbringung (Geſetze bom 30. Auguſt 
1924, RGBl II S. 257 und 269), 
3. Reichsvermögenſteuer, 
4. Reichsfluchtſteuer (Teil 7 Kap. III der Vierten Verordnung 


des Reichspräſidenten vom 8. Dezember 1931, RGBl I 
S. 699 ff.), 

5. Erbſchaftſteuer und Schenkungſteuer, 

6. Grundſteuer, 

7. Grundſteuer, Grundwertſteuer, Mietzinsſteuer, Hauszins⸗ 


ſteuer, Aufwertungſteuer, Entſchuldungſteuern und Wege⸗ 
abgabe der Länder; 


der IV. Senat: 
1. Einkommenſteuer, ſoweit nicht der VI. Senat zuſtändig it, 
und Lohnſteuer, 
2. Steuerabzug vom Kapitalertrag, ſoweit nicht der J. oder 
VI. Senat zuſtändig iſt, 
3. Wehrſteuer, 
4. Bürgerſteuer, 
5. Kirchenſteuern; 
der V. Senat: 
Umſatzſteuer, 
Zölle und Verbrauchſteuern einſchließlich der Ausgleichſteuer 
und der Süßſtoffſteuer, 
Zündwarenmonopol, 
Reichsſchlachtſteuer, 
Schlacht⸗ und Schlachtausgleichſteuer der Länder, 
Bierſteuer und Getränkeſteuer der Länder und Gemeinden, 
Helgoländiſche Gemeindeeinfuhrſteuer (RMin sl 1936 S. 514); 


der VI. Senat: 

1. Einkommenſteuer derjenigen Perſonen, die Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb oder aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft haben, 
und zwar auch dann, wenn das Vorliegen ſolcher Einkünfte 
ſtreitig iſt. Werden derartige Einkünfte nicht beſtritten, 
können ſolche Sachen vom Präſidenten auch dem IV. Senat 
zur Bearbeitung überwieſen werden, 


Lab 


RI 


2. Gewerbeſteuer, ſoweit nicht der I. Senat zuſtändig iſt, 
3. Wandergewerbeſteuer, 
4. Reichsabgabenordnung, ſoweit kein anderer Senat zu⸗ 


ſtändig iſt, 

5. Finanzausgleich einſchließlich Doppelbeſteuerung, ſoweit nicht 
der Große Senat zuſtändig iſt, 

6. Verwaltungskoſtenzuſchüſſe ($ 10 Abſatz 2 des Geſetzes vom 
10. Auguſt 1925, RGBl IT S. 252, und Geſetz vom 17. Juli 
1930, RGSBI I S. 215), 
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7. Bremiſche Firmen⸗ und Gewerbeſteuer, 

8. Mecklenburgiſche Gewerbeſteuer, die zugunſten mecklenburgi⸗ 
ſcher Gemeinden erhoben wird (RGBl 1939 I S. 703), ſoweit 
nicht der I. Senat zuſtändig iſt; 


die Unterabteilung a des VI. Senats: 


alle Streitſachen, bei denen es ſich um gemeinnützige, mildtätige 


oder kirchliche Zwecke handelt. 

Richtet ſich die Rechtsbeſchwerde gegen eine Berufungsent⸗ 
ſcheidung, die mehrere Steuerarten betrifft, ſo iſt derjenige Senat 
zuſtändig, deſſen Zuſtändigkeit für die Steuerart gegeben iſt, die 
den höchſten Streitwertanteil hat. 


In Zweifelsfällen beſtimmt der Präſident des Reichsfinanz⸗ 
hofs den zuſtändigen Senat. 5 


Gelten die SS 79 und 80 UStDB 1934 noch? 


8 79 und 80 USIDB 1934 gemäß konnten Rechtsanwälte ihre 
durchlaufenden Poſten und Notare die Entgelte pauſchweiſe ab⸗ 
ſetzen, die ſie für ſteuerbare Leiſtungen anläßlich ihrer öffentlich⸗ 
rechtlichen Tätigkeit eingenommen hatten. Die Umſatzſteuerdurch⸗ 
führungsbeſtimmungen 1938 enthalten entſprechende Beſtim⸗ 
mungen nicht mehr. Können Rechtsanwälte und Notare, in deren 
Büchern die ſteuerbaren Entgelte (Gebühren für Anfertigung 
eines Vertragsentwurfs, Vertretungsgebühren, Schreibgebühren, 
Portoauslagen) von den nicht ſteuerbaren Einnahmen (Notariats⸗ 
gebühren, durchlaufende Poſten) nicht oder nur ſchwer zu trennen 
ſind, jetzt noch die nicht ſteuerbaren Entgelte mit einem Pauſch⸗ 
betrag abſetzen? 

Die Gründe für die Regelung §8 79 und 80 USt DB 1934 
gemäß gehen weder aus dem Gefetz und den Durchführungs⸗ 
beſtimmungen noch aus dem Erlaß des Reichsminiſters der 
Finanzen vom 7. Dezember 1984 (S 4030 — 50 III, RStBl 1984 
Seite 1537) hervor. Die Erklärung liegt in den folgenden Um⸗ 
ſtänden: 


Die Rechtsanwälte pflegen eine Anzahl kleiner Beträge für 
fremde Rechnung und in fremdem Namen einzunehmen. Es 
handelt ſich um verauslagte Gerichtskoſten, Vollſtreckungsgebühren, 
Koſten des Gegners und ähnliche Zahlungen, die ſie im Namen 
ihrer Auftraggeber geleiſtet haben. Nach den „Vorläufigen Richt⸗ 
linien für die Buchführung der freien Berufe und ähnlichen 
Erwerbszweige nach $ 161 AO“ vom 22. Juni 1932 (RStBl 1932 
Seite 613) war eine Trennung der ſteuerbaren Entgelte von den 
durchlaufenden Poſten nicht unbedingt erforderlich. Ohne die 
Regelung in den §§ 79 und 80 USt DB hätten die Beträge der 
durchlaufenden Poſten durch das Finanzamt im Einzelfall ge⸗ 
ſchätzt werden müſſen. 


Die Notare müſſen alle Leiſtungsentgelte verſteuern, die ſie 
nicht im Rahmen ihrer öffentlich⸗rechtlichen Tätigkeit für Be: 
urkundung von Verträgen, Beglaubigung von Unterſchriften und 
für ähnliche Handlungen erhalten haben, ſondern für den Ent⸗ 
wurf von Verträgen, Erklärungen oder Verhandlungen. Die 
Buchführung nach den Richtlinien vom 22. Juni 1932 macht die 
Trennung der Entgelte für ſteuerbare Leiſtungen von den nicht 
ſteuerbaren Einnahmen nicht zur Pflicht. Auch hier hätte das 
Finanzamt den Betrag der nicht ſteuerbaren Entgelte ſchätzen 
müſſen. Deswegen iſt die Abſetzung durch Pauſchbetrag zugelaſſen 
worden. 


Die Umſatzſteuerdurchführungsbeſtimmungen 1938 enthalten 
entſprechende Vorſchriften nicht. Die Verhältniſſe haben ſich nicht 
geändert. Die endgültigen Buchführungsvorſchriften ſind noch 
nicht erlaſſen. Es gelten noch die Richtlinien vom 22. Juni 1932. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat in dem Runderlaß vom 
20. Januar 1939 — 8 4015 — 1 III — (RStBl 1939 Seite 129) 
unter 04 Seite 144 ausgeführt, daß die SS 79 und 80 USt DB 
1934 mit Rückſicht auf eine in Vorbereitung befindliche allgemeine 
Regelung der Buchführungspflicht als künftig gegenſtandslos 
geſtrichen ſeien. Bis zum Erlaß der neuen Buchführungsvor⸗ 
ſchriften können ſie jedoch noch angewandt werden. 

Es beſteht für die Rechtsanwälte und Notare alſo weiterhin 
die Möglichkeit, die 88 79 und 80 USt DB 1934 anzuwenden. Sie 
gelten ſo lange, bis die Buchführung der freien Berufe endgültig 
geregelt iſt. 


Steuerregelung bei 
Wehrmacht 


§ 9 der Muſterſteuerordnung für die Hunde (Erlaß des 
Reichsminiſters des Innern zugleich im Namen des Preußiſchen 
Finanzminiſters vom 10. 8. 1939 — VSt 45/89 — 5680 und IV 
7461 1/19. 1. 1939) regelt die Entrichtung, Anrechnung und Bei 
treibung der Steuer. Entſteht die Steuerpflicht im Laufe 
eines Vierteljahrs oder Halbjahrs, ſo muß die volle Steuer für 
das laufende Viertel- oder Halbjahr innerhalb von vierzehn Tagen 
ab dem Beginn der Steuerpflicht entrichtet werden. Erliſcht 
die Steuerpflicht im Laufe eines der bezeichneten Zeiträume, jo 
iſt die Steuer bis zum Ende des laufenden Zeitraums fort⸗ 
zuentrichten. Wenn die Steuerordnung einer Gemeinde 
die Zahlung der Hundeſtener in einer Summe für das Rech⸗ 
nungsjahr vorſieht, erliſcht die Steuerpflicht ſogar erſt am 
Ende dieſes Zeitraums. 


Ankauf von funden durch die 


Da nun die Wehrmacht laufend für ihre Zwecke geeignete 
Hunde ankauft und ihrerſeits nach § 7 der bezeichneten Muſter⸗ 
ſteuerordnung Hundeſteuer nicht zu entrichten braucht, hat der 
Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen die Gemeinden erſucht, in dieſen Fällen 
mit Rückſicht auf die beſonderen Umſtände die Hundeſteuer nur 


bis zum Ende des Monats zu erheben, in dem der Hund durch 


die Wehrmacht angekauft worden iſt, und die bis zum Ende des 
Erhebungszeitraums fällige Steuer zu erlaſſen (Runderlaß 
des Reichsminiſters des Innern vom 14. 12. 1939 — VSt 1292/39 
— 5880). \ 


Bereits darüber hinaus gezahlte Steuerbeträge find auf 
Antrag zu erſtatten. Als Nachweis, daß der betreffende 
Hund von der Wehrmacht angekauft worden iſt, gilt die von der 
ankaufenden Hundeerſatzſtaffel ausgeſtellte Ankaufsbeſcheinigung. 
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Dierte Bürgerſteuerdurchführungs verordnung 


Nach dem Beſchluß des Preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums über die Anderung der Grenzen 
der Landkreiſe Randow, Greifenhagen, Nau⸗ 
gard und Ueckermünde und des Stadtkreiſes 
Stettin vom 12. Oktober 1939 (Miniſterialblatt des 
Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſteriums des Innern 1939 S. 2170) 
find mit Wirkung vom 15, Oktober 1939 beſtimmte Gemeinden 
und Gemeindeteile aus den Landkreiſen Randow, Greifenhagen 
und Naugard ausgegliedert und in den Stadtkreis Stettin ein⸗ 
gegliedert worden. Gemäß § 4 der Anordnung des Oberpräſiden⸗ 
ten der Provinz Pommern vom 13. Oktober 1939 über die Ein⸗ 
gliederung von Gemeinden und Gemeindeteilen in die Stadt 
Stettin bleiben die bisherigen ortsrechtlichen Beſtimmungen der 
eingegliederten Gebiete über die Bürgerſteuer noch bis 31. Dezem⸗ 
ber 1941, in einigen Gemeinden ſogar bis 31. Dezember 1944, 
in Kraft. 


§ 12 Abſatz 2 Satz 2 des Bürgerſteuergeſetzes gemäß muß 
aber der Bürgerſteuerhebeſatz für alle Steuer- 
pflichtigen einer Gemeinde gleich ſein. Die vorläufige Bei⸗ 
behaltung verſchiedener Hebeſätze erforderte eine beſon⸗ 
dere geſetzliche Regelung. Dieſe Regelung iſt durch die 
Vierte Verordnung zur Durchführung des Bür⸗ 
gerſteuergeſetzes (Vierte BSt Do) vom 9. Januar 
1940 (RGBl 1 S. 50, RStBl 1940 S. 88) getroffen worden. Die⸗ 
ſer Verordnung gemäß können in der Stadt Stettin für die Ge⸗ 
bietsteile, die vor dem 15. Oktober 1939 zu verſchiedenen Gemein⸗ 
den (gemeindefreien Grundſtücken) gehort haben, die Hebeſätze 
der Bürgerſteuer für das Kalenderjahr 1940 verſchieden feſtgeſetzt 
werden. 


Eine verſchiedene Feſtſetzung der Bürgerſteuerhebeſätze für 
das Kalenderjahr 1940 erſcheint erwünſcht, weil in die Stadt 
Stettin mehrere ländliche Gemeinden eingegliedert worden ſind. 
Die ſofortige Angleichung der Bürgerſteuerhebeſätze dieſer Ge⸗ 
meinden an den Bürgerſteuerhebeſatz der Stadt Stettin, der auf 
800 v. H. feſtgeſetzt worden iſt, würde die Steuerpflichtigen der 
eingegliederten Landgemeinden ſtark belaſten. Es iſt zweckmäßig, 
die Angleichung der unterſchiedlichen Bürgerſteuerhebeſaätze erſt 
nach einer gewiſſen Zeit durchzuführen. 0. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Geld, Kredit und äffentliche Finanzen 


Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 24. Januar 1940. 


Steuergutſcheine I: Dezember 1939 und Januar 1940 
99,92; Februar 99,82; März 99,66; April 99,65 und Mai 99,64. — 
Steuergutſcheine II: Juni 1942 98; Juli 98; Auguſt 
97¼; September 97,50; Oktober und November 97,25, 


Kredite für die Umſiedler aus Südtirol. Die Deutſche 
Umſiedlungs⸗Treuhand⸗Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung (Hinweis auf die Meldung in Num⸗ 
mer 49 des WB 1939) hat Kreditmöglichkeiten für die Umſtedler 
aus Südtirol gejhaffen Ein Bankenkonſortium, dem 
insbeſondere oſtmärkiſche und bayeriſche Banken angehören, wird 
Kredite zur Verfügung ſtellen, die den Umſiedlern die 
Gründung einer neuen Lebensgrundlage er⸗ 
leichtern werden. 


Umſtellung von Schuldverhältniſſen. Schuldverhältniſſe aus 
Geldgeſchäften, die auf Schweizer Franken lauten, werden 
auf Reichsmark umgeſtellt, wenn der Gläubiger oder der 
Schuldner ein Kreditinſtitut mit dem Hauptſitz im 
Verwaltungsbezirk Vorarlberg iſt und der andere Teil 
ſeinen Sitz im Deutſchen Reich hat. Der Umſtellungskurs 
beträgt 56,70 Reichspfennig für einen Schweizer Frank. Hinweis 
auf die Verordnung über die Umſtellung von Schuldverhältniſſen 
aus Geldgeſchäften im Verwaltungsbezirk Vorarlberg vom 
29. Dezember 1939, RG Bl 1940 I S. 38. 


Aufhebung des Depotzwangs. Wertpapiere, deren Aus⸗ 
ſteller ihren Sitz im Gebiet der früheren Freien Stadt 
Danzig oder in den angegliederten Oſtgebieten 
haben, find? inländiſche Wertpapiere geworden. Der 
Depotzwang iſt deshalb für dieſe Wertpapiere ab dem 
17. Januar 1940 aufgehoben worden. 


Neue Induſtrieanleihen. Die folgenden Anleihen find durch 
freihändigen Verkauf untergebracht worden: 


0 

1. Fünf Millionen Reichsmark Schuldverſchreibungen 
von 1940 der Lech⸗Elektrizitätswerke Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, Augsburg. Die Anleihe wird mit 5 vom Hundert 
berzinſt. Sie wird zum Nennbetrag ausgegeben und durch 
Ausloſung zum Kurs von 101 vom Hundert getilgt. Der 
Erlös der Anleihe ſoll insbeſondere dem Ausbau der 
Waſſerkräfte der Iller dienen; 


2. Fünf Millionen Reichsmark Obligationen der 
Metallgeſellſchaft Aktiengeſellſchaft Frankfurt 
am Main. Die Obligationen werden mit 5 vom Hundert 
verzinſt. Sie werden zum Nennbetrag ausgegeben und 
durch Ausloſung getilgt. Der Erlös der Anleihe wird 
zur Finanzierung bon Vierjahresplan⸗Auf⸗ 
gaben verwendet; 

3. Fünf Millionen Reichsmark Schuldverſchreibungen 
von 1939 der Kali⸗Chemie Aktiengeſellſchaft, Berlin. 
Die Anleihe wird mit 5 vom Hundert verzinſt. Sie wird zum 
Nennbetrag ausgegeben und durch Ausloſung ge⸗ 
tilgt. Der Erlös der Anleihe dient dem Ausbau des 
chemiſchen Betriebs. 


Neuregelung des Verkehrs in Reichsſchuldbuchforderungen. 
Die Verordnung über die Verwaltung und die Anſchaffung von 
Reichsſchuldbuchforderungen vom 5. Januar 1940 (RG Bl 1 S. 30) 
ſchafft Vereinfachungen für den Verkehr in Reichsſchuld⸗ 
0 uchforderungen. — Wertpapierſammelbanken ſind auf Grund der 
Verordnung berechtigt, Reichsſchuldbuchforderungen, die ihnen als 
Treuhänder für andere Kreditinſtitute zur 
Sammel verwaltung anvertraut worden find, gemein⸗ 
da m mit ihren Reichsſchuldbuchforderungen oder mit den 
Reichsſchuldbuchforderungen Dritter zu ver⸗ 
walten. Die Treugeber erwerben mit der Eintragung der 
Wertpapierſammelbank in das Reichsſchuldbuch einen Anteil 
an der Reichsſchuldbuchforderung der Wert⸗ 
ba pierſammelbank. Der Anteil beſtimmt ſich nach dem 
Kennbetrag der Reichsſchuldbuchforderung, die für den 
Singelnen Treugeber von der Wertpapierſammelbank in 
Sammelverwaltung genommen worden iſt. — Ein Kreditinſtitut, 
das einen Auftrag zum Einkauf von Reichsſchuld⸗ 
du chf o rderungen als Kommiſſionär ausführt, hat 
einem Kunden unverzüglich einen entſprechenden An⸗ 


teil an der Reichsſchuldbuchforderung einer 
Wertpapierſammelbank zu verſchaffen. Der Anteil 
geht mit der Eintragung des Übertragungsvermerks 
im Verwahrungsbuch des Kreditinſtituts auf den 
Kunden über, wenn er nicht nach den Beſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Rechts ſchon früher auf den Kunden übergegangen iſt. 


Errichtung der Emiſſiounsbank in Polen. Die Emiſſions⸗ 
vank in Polen dient der Aufrechterhaltung des 
Geldverkehrs und des Kreditverkehrs in den 
beſetzten polniſchen Gebieten. Sie hat ihren Sitz in Krakau. — 
Die Bank iſt berechtigt, Banknoten auszugeben. Die 
Noten der Bank lauten auf Zloty. Sie ſind das einzige unbe⸗ 
ſchränkte geſetzliche Zahlungsmittel in den beſetzten 
polniſchen Gebieten. Die Noten der Bank werden durch die 
folgenden Werte gedeckt: 


1. Forderungen aus Diskontgeſchäften und Darlehnsgeſchaͤften 
der Bank, 


2. Beſtände an deutſchen Zahlungsmitteln und Guthaben bei der 
Deutſchen Reichsbank und der Deutſchen Verrechnungskaſſe, 


3. eine erſtſtellige Grundlaſt auf dem Grundbeſitz in den be⸗ 
ſetzten polniſchen Gebieten. 1 

Die Bank iſt befugt, die folgenden Geſchäfte zu machen: 

1. Diskontieren von Wechſeln und Schecken, 

2. Gewähren von Darlehn gegen angemeſſene Sicherung, 

3. Annahme unberzinslicher Einlagen im Depoſitenverkehr und 
im Giroverkehr, 

4. Ausführung bankmäßiger Auftragsgeſchäfte, 

5. Verwertung und Verwaltung von Wertpapieren. 


Der Generalgouverneur für die beſetzten Gebiete beſtellt bei der 
Bank einen Bankdirigenten. Der Bankdirigent über⸗ 
wacht die Maßnahmen und die Geſchäfte der Bank. 


Wertpapierkurſe von Juni bis November 1939. Der Krieg 
hat auf die Kursgeſtaltung der Wertpapiere einen nennenswerten 
Einfluß nicht gehabt. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Sta⸗ 
tiſtik“ ergibt ſich für die Entwicklung der Wertpapierkurſe das 
folgende Bild: 


1. Feſt verzinsliche Wertpapicre 


1939 Me 
Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. 
4% Wertpapiere 
Dt. Reichsanl. 1934 99,63 99,63 99,63 99,65 99,90 99,90 
Schuldverſchr. d. 
Umſch. Verb. 
dtſch. Gemeinden 93,68 83,56 93,06 93,01 93,19 93,43 
4½j% Wertpapiere 
Pfandbriefe. 9915 99,14 99,14 99,15 99,17 99,20 
dav.: Hyp.⸗Akt.⸗ 

Banken.. 99,15 99,14 9914 99,15 99,18 99,19 

öffentl.⸗ rechtl. 

Kred.⸗Anſt. 99,15 99,15 99,14 99,14 99,14 99,23 
Kommun.⸗Oblig. 98,74 98,74 98,71 98,66 98,69 98, 75 
dav.: Hyp.⸗Akt.⸗ 

Banken . 98,55 98,55 98,55 98,55 98,55 98,55 

öffentl.⸗ rechtl. 

Kred.⸗Anſt. 98,87 98,87 98,81 98,74 98,78 98,89 
Offentl. Anleihen. 98,46 98,29 98,26 97,93 97,78 98,09 
Gewog. Durchschn. 98,98 98,96 98,95 98,91 98,91 98,98 
Induſtrieobligat.. 96,26 95,68 95,19 94,06 95,36 96,29 
Induſtrieobligat.“) 95,16 94,67 94,60 93,47 93,47 94,40 
5% Wertpapiere 
Dt. Reichsanl. 1927 101,70 101,66 101,70 101,64 101,80 101,82 
Induſtrieobligat. 99,72 99,48 98,62 97,36 99,30 99,39 
Aufwertg.⸗Papiere 
Anl.⸗Abl.⸗Sch. d. R. 131,96 131,77 132,16 131,81 133,91 186,06 
Abl.⸗Anl. d. Länd. 130,09 130,05 180,22 128,05 130,46 131,98 
Dt. Kommunal⸗ 

Sam.⸗Abl.⸗Anl.. 136,57 136,80 136,97 135,82 138,56 140,32 
51½0% Liquid.⸗Pfbr. 
Hyp.⸗Akt.⸗Banken . 101,01 101,00 100,82 100,53 101,61 101,79 
Off.⸗r. Kred.⸗Anſt. 101,58 101,77 101,57 101,51 102,21 102,82. 


*) Von Dollar auf Reichsmark umgeſtellte Obligationen. 
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2. Aktien (Stand von 1924/26 — 100) 
1939 

Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. 
Metallgewinnung. 72,58 7247 71,14 7164 71,38 74,08 
Steinkohlen 108,18 105,17 104,67 107,85 107,87 111,40 
Braunkohlen 154,27 154,81 159,43 170,05 169,62 172,07 
hs A 108,15 108,47 110,85 121,58 122,21 126,38 
Gemiſchte Betr. 96,86 96,67 97,28 97,79 97,92 101,85 
Bergbau und 

Schwerinduſtrie. 103,94 108,58 104,54 107,53 107,58 111,16 
Metallverarb., 

Maſchinen⸗ u. 

Fahrzeuginduſtr. 74,14 73,32 74,87 72,67 72,16 75,21 
Elektrotechn. Ind.. 127,07 126,33 128,81 130,46 130,24 132,69 
Chem. Induſtrie 106,23 104,63 106,88 107,74 107,68 109,98 
Baugewerbe und 

ähnl. Betriebe 78,45 76,86 78,21 75,25 74,71 76,97 
Papierinduſtrie 63,31 60,13 62,94 61,26 61,35 66,64 
Textil- u. Be⸗ 

kleid.⸗Induſtrie, 765,85 76,18 76,00 72,34 70,07 70,16 
Leder, Linoleum 

und Gummi , 175,23 171,85 177,50 175,06 170,81 169,86 
Nahrungs⸗ und 

Genußmittel 118,21 117,91 120,88 120,29 119,35 120,20 
Brauereien . 111,59 112,47 115,15 112,38 112,37 116,55 
Vervielfältigung 117,07 114,45 120,55 117,33 111,25 113,89 
Berarb, Induſtrie. 96,94 95,92 98,04 96,52 95,64 97,69 
Warenhandel 78,92 76,57 78,33 72,76 71,34 78,65 
Grundſt.⸗Geſ. 161,78 159,29 166,62 154,38 154,62 157,22 
Waſſer, Gas u. 

Elektrizität. 152,27 15179 153,25 152,42 152,40 155,70 
Eiſen⸗ und 

Straßenbahn 103,12 101,73 103,28 101,44 100,65 108,17 
Schiffahrt 9,538 9,02 9,50 846 8,29 8,56 
Kreditbanken 78,59 78,18 78,56 77,80 77,30 77,88 
Hypothekenbanken 146,06 144,88 145,21 142,65 140,86 143,51 
Handel 


und Verkehr. 104,83 108,91 105,24 103,28 102,79 104,73 
Jnsgeſamt 100,84 100,02 101,68 101,12 100,58 102,98. 


Veckehr und Veranstaltungen 


Deutſche Reichsbahn im Jahr 1939. Das Jahr 1939 brachte 
der Deutſchen Reichsbahn viele neue Aufgaben. Der Auf⸗ 
marſch und die Verſorgung des Deutſchen Heeres 
wurden die wichtigſte Aufgabe der Deutſchen Reichsbahn. 
Daneben mußte die Reichsbahn noch die Aufgaben des Kraft⸗ 
fahrzeugfernverkehrs übernehmen. Auch der allge⸗ 
meine Perſonenverkehr muß faſt ausſchließlich durch 
die Reichsbahn bewältigt werden. Der Streckenzuwachs in den 
rückgegliederten Oſtgebieten und der Neuaufbau des Eiſenbahn⸗ 
weſens im Generalgouvernement erforderten den Einſatz vieler 
Tauſend von Eiſenbahnbedienſteten im Oſten. — Das neue 
Reichsbahngeſetz vom 4. Juli 1939 beließ der Deutſchen Reichs⸗ 
bahn ihre wirtſchaftliche Selbſtändigkeit. Ihr Vermögen it ein 
Sondervermögen des Reichs. — Die Geſamtein nahmen 
der Deutſchen Reichsbahn haben ſich trotz der ſtarken Einſchrän⸗ 
kung des Eiſenbahnverkehrs bei Beginn des Kriegs gegenüber 
dem Vorjahr um rund 520 Millionen Reichsmark oder 10,1 b. H. 
auf 5650 Millionen Reichsmark erhöht. Auch die Ausgaben 
ſind geſtiegen. Der Abſchluß der Deutſchen Reichsbahn für das 
Jahr 1939 wird ausgeglichen ſein. Das Vertrauen der Offent⸗ 
lichkeit in die finanzielle Kraft der Deutſchen Reichsbahn kam 
bei der Zeichnung der erſten großen Reichsbahnanleihe zum Aus⸗ 
druck. — Das große Fahrzeugbeſchaffungspro⸗ 
gramm iſt den kriegswirtſchaftlichen Verhältniſſen angepaßt 
worden. Der Lokomotiven⸗ und Wagenpark wird 
im Jahr 1940 bedeutend vergrößert werden. 


Einheitliche Geſchäftsbedingungen im Speditionsgewerbe. 
Der Reichsberkehrsminiſter hat angeordnet, daß die Allgemeinen 
Deutſchen Spediteurbedingungen ab 1. April 1940 für alle Ge: 
ſchäftsabſchlüſſe von Mitgliedern der Reichsverkehrsgruppe 
Spedition und Lagerei mit ihren Kunden verbindlich find. Aus⸗ 
nabmen für Getreide und Futtermittel find möglich. Preis: 
erhöhungen ohne Ausnahmegenehmigung ſind unzuläſſig. 
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Einführung des Deutſchen Luftrechts in den eingegliederten 
Oſtgebieten. Durch Verordnung vom 29. Dezember 1939 (RGBl. 
1940 Teil I S. 4) wurde das Deutſche Luftrecht in den eingeglie⸗ 
derten Oſtgebieten eingeführt. Der Reichsgau Poſen bildet einen 
Luftamtsbezirk. Der Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen wird dem 
Bezirk des Luftamts Königsberg, der Regierungsbezirk Kattowil 
dem Bezirk des Luftamts Breslau zugeteilt. 


Fremdenverkehr im Sommerhalbjahr 1939. Die Entwicklung 
des Fremdenverkehrs im Sommerhalbjahr 1939 (April bis Sep⸗ 
tember 1939) in 1874 Berichtsorten zeigt das folgende Bild: 


Veränderung gegen ⸗ 


Sommerhalbjahr über Sommerhalb⸗ 
1939 jahr 1988 in v. H. 
Fremden meldungen 19 389 769 +86 
darunter Auslands⸗ 
rend? 905 493 — 82 
Fremdenübernachtungen 90 784 000 ＋ 6 
darunter Auslands⸗ 
fremde 2 785 000 — 85, 


Für die Aufgliederung des Ausländerfrembenverkehrs nach Her⸗ 
kunftsländern ergibt ſich das folgende Bild: 


Meldungen Übernachtungen 
Zahl v. H. Zahl v. H. 
Italien 587 088 10 313 828 11 
Niederlande 117 946 18 309 985 11 
Dänemark 137 282 15 257 581 9 
Ungaeen OBER 283 365 8 
Vereinigte Staaten v. Amerika 72387 8 198 560 7 
Schweden 76885 8 184 865 7 
Schweiz e e ee neee 176 495 6 
Großbritannien u. Nordirland 50672 6 154 195 6 
Jugoſlawien. 26189 3 98 926 4 
Rumänien 19099 2 86 639 8 
Frankreich rl 83275 3 
Polen : 15038 2 68 769 8 
Norwegen 28 530 3 66 583 2 
Belgien und Luxemburg 25 409 8 63 940 2 
Sonſtiges Ausland 119577 13 488 084 18 


Leipziger Frühjahrsmeſſe 1940. Die Leipziger Frühjahrsmeſſe 
1940 wird als Gebrauchsmuſtermeſſe vom 3. bis 8. März 1940 in 
allen 24 Meßpaläſten des Zentrums der Reichsmeſſeſtadt ab- 
gehalten werden. Gleichzeitig wird die Bugramaſchinenmeſſe (für 
Druckereimaſchinen) im Deutſchen Buchgewerbehaus durchgeführt. 
— Die Große Techniſche Meſſe und die Baumeſſe auf dem Ge⸗ 
lände vor dem Völkerſchlachtdenkmal werden zu einem ſpäteren 
Zeitpunkt ſtattfinden. 


Arbeit und Soziales 


Bevölkerungsbewegung in den Deutſchen Großſtädten im 
dritten Vierteljahr 1939. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und 
Statiſtik“ ergibt ſich für das Altreich das folgende Bild (ohne 
Karlsruhe und Saarbrücken): 


Leboend⸗ 
geborene!) 


Geſtorbene!) Sterbefälle!) an 


Lun⸗ 

davon Herz ⸗ en⸗ 

5 5 t un. Tuber, krank. ent. 
geſam ehelich kuloſe heiten zün⸗ 
dung 


3. Vi. 19% ... | 77097 8 901 | 54 485 5 107 [2824 | 8071 2816 
3. „ 1938 | 58585 7725 [ 54078 4 594 | 048] 7732 8045 
Jan Sept. 1939187 712 26713 | 196 951 16 713 J 10 126 20 488 | 15 801 
„ 1938 163 196 J 281 088 | 23852 J 182 838 J 16 281 l 10 286 | 27 202 18 435 
Auf 1000 Einwohner und aufs Jahr berechnet 

38.1989 ...| 142 | 171 16 J 100 5.5] 052 | 149 | 058 
2.93.1938 ...| 109 | 160 41 101 | 53] 0.57 | 14 los 
3. Vi 1937 . 107 [149 13 95 „ % osı 1 | os 
Jan. Sept. 1939 116] 173 17122 I 60} 063 1.89 1 0,8 
„ „ 1988| 10.2163 15114 5,8 [ 061 171 [ost 

„ „ 1987 9,7 15,5 1a] 13 62 0% 1.64 [081 


) Ohne Ortsfremde. — ) Auf 100 in der Berichtszeit Lebendgeborene berechnet. 


